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EDITORIAL

menschen brauchen Perspektiven. nur dann sind sie bereit, einschrän-
kungen im alltag für eine längere Zeit zu ertragen. insofern hat die Politik
einer stufenweisen Öffnung ihre berechtigung. doch gilt es umso dring-
licher, wachsam zu bleiben. das Virus ist immer noch unter uns. Von
einer rückkehr zur normalität können wir darum nur bedingt sprechen.
die ständige gefahr von rückschlägen wird uns über lange monate dau-
erhaft begleiten. ein leben im risiko.
die Corona-Krise verlangt den städten und gemeinden alles ab. es gilt
das Prinzip des flexiblen nachsteuerns. immer mit einem auge auf die
infektionszahlen. dabei heißt es: so viel lockerungen wie möglich, so
viel einschränkungen wie nötig. für die kommunale Praxis ist das extrem
herausfordernd. auch wegen der flut an neuen und sich ständig verän-
dernden regeln. diejenigen, die die Vorgaben umsetzen und organisieren
müssen, sehen sich mit einer schier unüberschaubaren Vielzahl an er-
lassen und Verordnungen konfrontiert. städte, Kreise und gemeinden
kommen mit dem umsetzen kaum hinterher.
Jede neuregelung zieht praktische fragen nach sich. in den vergangenen
Wochen wurden die städte und gemeinden mit e-mails und anrufen
geflutet. die bürgerinnen und bürger wollten mit gutem recht erfahren,
wie sie denn bitte die arbeit im betrieb oder im Verein an die aktuellen
Corona-auflagen anpassen sollten. Wenn die landesregierung dann zuvor
medienwirksam in Pressekonferenzen ihre Pläne verkündet hat, die Kom-
munen aber noch im nebel tappen, gibt der staat kein gutes bild ab. 
dass es den beschäftigten in den städten und gemeinden dennoch ge-
lungen ist, unter höchstem druck so gute und praxisgerechte antworten
auf die Krise zu finden, verdient Hochachtung! bleibt nur zu hoffen, dass
die landesregierung endlich begreift, dass diese historische Pandemie
nur zu bewältigen sein wird, wenn sie gemeinsam mit den Kommunen
handelt und sie künftig deutlich früher mit einbezieht. als städte- und
gemeindebund nrW haben wir dies an geeigneter stelle bereits in aller
deutlichkeit klargemacht.
fest steht: die Kommunen stehen vor riesigen Herausforderungen. sie
müssen das öffentliche leben und den infektionsschutz in einklang brin-
gen, den betrieb von Kitas und schulen organisieren und mit investitionen
dafür sorgen, dass der neustart der lokalen Wirtschaft gelingt. fest steht
auch: ohne einen finanziellen schutzschirm für Kommunen wird dies
nicht gelingen. er dient den menschen vor ort.

dr. bernd Jürgen schneider
Hauptgeschäftsführer stgb nrW

Ein Schutzschirm für die
Menschen vor Ort
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BÜCHER UND MEDIEN

Nachhaltigkeitsbericht
nrwkommunal  
Hrsg. v. der Landesarbeitsgemeinschaft Agenda 21
NRW e.V., 3. Neuauflage, DIN A4, 110 S., kostenlos
herunterzuladen unter www.lag21.de/verein/publi-
kationen/  

die Kommunen spielen bei der umsetzung
der nachhaltigkeitsziele der Vereinten natio-
nen eine zentrale rolle. auf grundlage einer befragung der nrW-
Kommunen gibt der bericht einen Überblick über den stand der um-
setzung sowie die entwicklungen, Herausforderungen und Chancen
einer nachhaltigen entwicklung auf kommunaler ebene. einige der
erhobenen daten dienen als datengrundlage für die nachhaltigkeits-
indikatoren des landesweiten indikatorensets. mit diesem set erfolgt
wiederum ein kontinuierliches monitoring der nachhaltigen entwick-
lung sowie die evaluation der landesweiten nachhaltigkeitsstrategie. 

Überwachung, Bekämpfung
und Beseitigung des Eichen-
prozessionsspinners (EPS) 
Ein Praxisleitfaden für die Städte und Gemeinden in Nord-
rhein-Westfalen, hrsg. v. Ministerium für Umwelt, Landwirt-
schaft, Natur- und Verbraucherschutz des Landes NRW, 
10,5 x 21 cm, 40 S., kostenlos herunterzuladen unter
https://url.nrw/eps_leitfaden  

im frühjahr schlüpfen die raupen des eichenprozessi-
onsspinners. die brennhaare dieses nachfalters können

zu entzündlichen Hautreizungen und atembeschwerden führen. der
leitfaden bündelt den aktuellen Wissensstand und gibt städten und ge-
meinden Hilfestellung beim umgang mit dem eichenprozessionsspin-
ner. die vorgestellten maßnahmen reichen von der förderung von
Vögeln und anderen natürlichen gegenspielern über das aufstellen von
fallen und das entfernen der gespinstnester bis hin zum einsatz von
Pflanzenschutzmitteln und bioziden. 

Artenreichtum durch 
nachhaltige Nutzung 
Kommunale Handlungsspielräume zur Förderung
der biologischen Vielfalt in der Landwirtschaft,
hrsg. v. Kommunen für biologische Vielfalt e.V.,
DIN A4, 32 S., kostenlos herunterzuladen unter
www.kommbio.de / Projekte / Landwirtschaft  

die broschüre erläutert die entwicklungen der
landwirtschaft und deren bedeutung für die
artenvielfalt, stellt die bedeutung einer nachhaltigen landnutzung für
Kommunen vor und bietet einen Überblick über kommunale Handlungs-
möglichkeiten zur förderung der biologischen Vielfalt. die Projektbeispie-
le aus städten, landkreisen und gemeinden reichen von der finanziellen
förderung zur schaffung von lebensräumen über die möglichkeiten einer
naturverträglichen Verpachtung bis hin zu verschiedenen umweltbil-
dungsmaßnahmen.  

ÜBERWACHUNG, 
 BEKÄMPFUNG UND 
 BESEITIGUNG DES  
EICHENPROZESSIONS-
SPINNERS (EPS) 
Ein Praxisleitfaden für die Städte und 
Gemeinden in Nordrhein-Westfalen

ÜBERWACHUNG, 
 BEKÄMPFUNG UND 
 BESEITIGUNG DES  
EICHENPROZESSIONS-
SPINNERS (EPS) 
Ein Praxisleitfaden für die Städte und 
Gemeinden in Nordrhein-Westfalen
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NACHRICHTEN

Steigerlied und Trinkhallenkultur 
immaterielles Kulturerbe 
das steigerlied und die trinkhallenkultur werden in das immaterielle
Kulturerbe von nordrhein-Westfalen aufgenommen. die beiden tra-
ditionen wurden aus 18 bewerbungen ausgewählt. das steigerlied
hat für bergleute den Charakter einer Hymne. die trinkhallen sind
ein markenzeichen des ruhrgebiets. mit den zwei neuen traditionen
umfasst das landesinventar des immateriellen Kulturerbes nun
zwölf einträge, darunter die martinstradition, der rheinische Karne-
val und das schützenwesen. nrW-Kulturministerin isabel Pfeiffer-
Poensgen würdigte das landesinventar als „eindrückliches Zeugnis
der menschlichen Kreativität und kulturellen Vielfalt in nrW“. so-
wohl das steigerlied als auch die trinkhallen stünden für solidarität
und sozialen Zusammenhalt. 

Spendenplattform für Schwerter 
Projekte 
in Schwerte ist eine spendenplattform von stadt, stadtwerken und
sparkasse gestartet. die sogenannte schwerte-Crowd basiert auf
dem Prinzip des Crowdfunding und soll soziale, kulturelle und ge-
sellschaftliche Projekte aus schwerte finanziell unterstützen. neben
der online-Plattform, auf der Vereine und initiative bei den bürge-
rinnen und bürgern um spenden werben können, stellen die stadt-
werke und die sparkasse zusammen noch einen fördertopf mit mo-
natlich 500 euro zu Verfügung. spendet jemand mindestens zehn
euro kommen automatisch fünf euro aus diesem fördertopf dazu.
Zum start der schwerte Crowd erhalten die ersten fünf Projekte zu-
sätzlich noch zusammen 250 euro startkapital. 

Landesmittel für besseren Fuß- und 
Radverkehr in NRW 
das land nordrhein-Westfalen stellt in diesem Jahr 20,9 millionen
euro zur Verbesserung des fuß- und radverkehrs in nrW bereit. Wie
das nrW-Verkehrsministerium mitteilte, werden damit 139 Projekte
unterstützt. Hinzu kämen weitere kommunale investitionsmittel,
so dass insgesamt rund 36,3 millionen euro für eine bessere nahmo-
bilität zu Verfügung stünden. gefördert werden maßnahmen wie
die schaffung von rad- und gehwegen, fahrradabstellanlagen oder
fußgängerüberwegen. auch serviceangebote wie Wegweisungs-
systeme oder ladestationen für Pedelecs werden unterstützt. Zu-
dem hat die landesregierung den fördersatz für radvorrangrouten
ab diesem Jahr von 70 auf 80 Prozent erhöht.  

Ratingen bei Modellvorhaben zum 
Energiespar-Contracting 
die stadt Ratingenwird von der deutschen energie-agentur bei der
energetischen sanierung ihrer liegenschaften mit Hilfe von ener-
giespar-Contracting unterstützt. im rahmen des modellvorhabens
„Co2ntracting: build the future!“ profitieren insgesamt acht Kom-
munen und zwei bundesländer von einer zweijährigen betreuung
bei der Projektumsetzung. neben ratingen gehören die städte Pin-
neberg in schleswig-Holstein, Weil der stadt und Konstanz in ba-
den-Württemberg, die landkreise mecklenburgische seenplatte in
mecklenburg-Vorpommern, nordsachsen in sachsen, oder-spree in
brandenburg und unstrut-Hainich in thüringen sowie nordrhein-
Westfalen und rheinland-Pfalz zu den finalisten. 
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Die Kommunen stehen in der Corona-Krise vor der Aufgabe, die
Daseinsvorsorge für ihre Bürgerinnen und Bürger zu sichern und
gleichzeitig die Gesundheit ihrer Beschäftigten zu schützen 

arbeit im krisenmodus in der
stadtverwaltung Bergkamen 

die Herausforderungen der Corona-Krise waren
spätestens in der zweiten Woche im märz
2020 auch in der Verwaltung der stadt berg-

kamen angekommen. für die dauer der Krise wurde
der städtische Krisenstab - eigentlich „stab für au-
ßergewöhnliche ereignisse“ - zusammengerufen.  
der Krisenstab setzt sich unter meinem Vorsitz als
bürgermeister aus den ständigen mitgliedern des
Verwaltungsvorstandes sowie jeweils einem Vertre-
ter der führungsebene von ordnungsamt, schulver-
waltungsamt und Jugendamt zusammen. gegebe-
nenfalls wird auch Personal anderer fachämter
hinzugezogen. er tagt regelmäßig und kommt bei be-
darf auch am Wochenende zusammen. 
tagungsraum ist ein sitzungszimmer im rathaus. es
hat die erforderliche größe, um den notwendigen ab-
stand zwischen den teilnehmenden zu garantieren.
Zudem ist es mit der nötigen technik für Präsentatio-
nen sowie telefon- und Videokonferenzen ausgestat-
tet, um gegebenenfalls auch externe zuschalten zu
können. 
auf dezernatsebene finden die erforderlichen ab-
stimmungsgespräche innerhalb und zwischen den
fachämtern nach Vorgabe der dezernentin oder der
dezernenten statt. die städtische belegschaft wird

durch e-mails und aushänge regelmäßig über ent-
scheidungen und Veränderungen informiert. der Per-
sonalrat wird bei allen organisatorischen anordnun-
gen und Personalentscheidungen entsprechend dem
landespersonalvertretungsgesetz nrW einbezogen. 

Daseinsvorsorge und Gesundheitsschutz Ziel
der Verwaltungsführung ist es, die städtischen Ver-
waltungsangebote möglichst aufrecht zu erhalten.
leistungen von standesamt und meldebehörde,
Wohngeldüberweisungen, bezahlung von Hand-
werkerrechnungen und gehaltsauszahlungen, Hilfen
für familien mit betreuungsbedarf und reaktion auf
Kindeswohlgefährdungen, baugenehmigungen und
gewerbeangelegenheiten, müllabfuhr, straßenreini-
gung und Wartung der abwassersysteme: all dies
und mehr soll - zumindest für zeitlich dringliche fälle
- auch weiterhin erledigt werden. 
gleichzeitig hat der gesundheitsschutz der städti-
schen mitarbeiterinnen und mitarbeiter eine ebenso
hohe Priorität. festgelegt wurde zunächst, dass be-
schäftigte mit akuten Krankheitssymptomen oder
schwerwiegenden Vorerkrankungen zu Hause blei-
ben sollten. eine altersgrenze für den diensteinsatz
wurde nicht bestimmt. 

Roland Schäfer ist 
bürgermeister der
stadt bergkamen 
und Präsident des
städte- und gemein-
debundes nrW 

DER AUTOR

Das Sicherheitspersonal
lässt nur Bürgerinnen
und Bürger mit einem
Termin in das Rathaus

der Stadt Bergkamen 
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Mit Termin ins Rathaus Zum schutz der beschäf-
tigten und der sicherstellung des dienstbetriebes
wurde am 16. märz 2020 entschieden, den Zutritt
zum bergkamener rathaus ab dem folgetag bis auf
weiteres auf ein system der terminvergaben umzu-
stellen. Zutritt erhalten nur noch Personen nach tele-
fonischer absprache. dabei werden die anruferinnen
und anrufer zunächst auf die möglichkeit der inter-
netnutzung etwa von formularen oder der rein
schriftlichen erledigung hingewiesen. 
die termine werden nach dringlichkeit des bürger-
anliegens vergeben. die terminbestätigung erfolgt
per e-mail und ist am rathauseingang vorzuzeigen.
die eingangskontrolle übernehmen zwei Personen
eines privaten sicherheitsdienstes.  

Arbeit im Schichtdienst Zum weiteren erhalt der
Handlungsfähigkeit der stadtverwaltung wurde ne-
ben erweiterten Hygienemaßnahmen ab dem 23.
märz 2020 im 14-tägigen Wechsel schichtdienst -
früh- und spätschicht - angeordnet. büros werden
nur noch mit einer Person besetzt. Zwischen den
schichten gibt es eine 45-minütige Pause zum aus-
tausch des Personals sowie zum lüften und reinigen.
die mitglieder der beiden schichten wurden gebeten,
auch im privaten bereich die Kontakte untereinander
zu unterlassen oder zu minimieren. 
Zusätzlich wurde eine notdienststaffel des allgemei-
nen sozialen dienstes für mobiles arbeiten einge-
richtet, um im infektionsfall einer Kollegin oder eines
Kollegen weiterhin fälle von Kindeswohlgefährdung
beurteilen zu können. für besuche in familien wur-
den spezielle persönliche schutzausrüstungen zur
Verfügung gestellt. 

Sicherheit bei Kontakten bei den beschäftigten
im rathaus mit direkten bürgerkontakten wurde
durch entsprechende möblierung ein mindestab-
stand von 1,5 metern voneinander sichergestellt. Zu-
sätzlich wurden Plexiglas-absperrungen beschafft. 
die anfangszeiten der arbeitskolonnen des baube-
triebshofs wurden entzerrt, um die Zahl derjenigen
Personen, die sich gleichzeitig in den Personalräu-
men aufhalten, zu minimieren. die organisation der
notbetreuung in den schulen, Kindertagesstätten
und tagespflegestellen sowie die organisatorische
Vorbereitung der partiellen schulöffnungen verliefen
in bergkamen völlig problemlos. 

Freistellungen von Personal beschäftigte, die
durch die einführung des schichtdienstes ihre indivi-
duell zu leistende sollarbeitszeit nicht erfüllen können,
wurden für den rest der individuellen sollarbeitszeit
bezahlt freigestellt. gleiches gilt für beschäftigte, die
durch schließungen von einrichtungen - musikschule,
museum, Kunstgalerie, Jugendkunstschule, bibliothek
und Volkshochschule - ihrer tätigkeit nicht nachgehen
können.  

 
 

 
  

Herausforderung 
kommunalwahl nrW 2020 

durch die Corona-Krise kommt
es zu Verzögerungen bei den
Vorbereitungen für die Kom-

munalwahl in nordrhein-Westfalen.
mit stand mitte mai ist immer noch
unklar, ob es beim Wahltermin am
13. september 2020 bleibt. auch ist
noch nicht absehbar, welche be-
schränkungen im rahmen der Co-
rona-Krise dann noch in Kraft sein
werden. 
Vor diesem Hintergrund stellen sich
den Kommunen viele fragen. so ste-
hen teilweise noch nominierungs-
und delegiertenversammlungen der
Parteien aus. Hierfür ist häufig die
Hilfestellung der Verwaltung ge-
fragt - etwa bei der findung und 
organisation geeigneter räumlich-
keiten, die einen mindestabstand
zwischen den delegierten ermögli-
chen.  
mit großer Wahrscheinlichkeit wird
es bei der Kommunalwahl mehr
briefwählerinnen und briefwähler
geben als bei früheren Wahlen. die
notwendige anzahl der briefwahl-
unterlagen ist daher sorgfältig zu
überlegen. 
eine weitere Herausforderung be-
trifft die reservierung geeigneter
und möglichst barrierefreier Wahl-
lokale. seniorenheime können nur
dann genutzt werden, wenn eine
deutliche trennung von Wählerin-
nen und Wählern von den risiko-
gruppen gewährleistet werden
kann. dürfen schulen und Kinder-
gärten uneingeschränkt genutzt
werden? Welche gaststätten sind
im september geöffnet oder inzwi-

schen in der insolvenz?  
gelingt es den Kommunen, genü-
gend Wahlhelferinnen und -helfer zu
finden, die bereit sind, sich Hunder-
ten von Kontakten auszusetzen?
müssen für sie Plexiglas-abschir-
mungen und masken beschafft wer-
den? sind Handschuhe sinnvoll? 
sind die Wahllokale so zu planen,
dass es nicht zu engen begegnungen
zwischen den Wählerinnen und
Wählern kommt? sind markierungen
auf dem boden - wie in ladenlokalen
- zur abstandswahrung notwendig?
braucht es Wahlhelfer als türsteher,
die immer nur eine begrenzte anzahl
von Wählerinnen und Wählern - ab-
hängig von der größe des Wahllokals
- hereinlassen?  
Welche reinigungs- und desinfekti-
onsmaßnahmen sind in welchen ab-
ständen erforderlich? Was passiert
mit den Kugelschreibern in den
Wahlkabinen? müssen sie nach jeder

benutzung desinfiziert
werden? 
all diese fragen gilt es
noch zu klären. aber auch
das wird die Kommunal-
verwaltung schaffen! ◼

Thomas Hartl ist leiter
Zentrale dienste der
stadt bergkamen 

DER AUTOR

Die Corona-Krise wirkt sich
auf die Vorbereitungen der
Kommunalwahl in NRW
aus 
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Arbeit der Kommu-
nalpolitik in interfrak-
tionellen gesprächen
wurden die Vorsitzenden
der ratsfraktionen über
die entscheidungen der
Verwaltungsführung in-
formiert. es wurde festge-
legt, dass während der
vom landtag festgestell-
ten landesweiten epide-
mischen lage die fachaus-
schüsse des rates normal
tagen. die ausschusssit-

zungen werden allerdings nicht in den normalen sit-
zungsräumen abgehalten, sondern im großen rats-
saal, in dem durch entsprechende bestuhlung ein
ausreichender sitzabstand gewährleistet ist.  
in allen unproblematischen fällen soll von der mög-
lichkeit der dringlichkeitsentscheidung gebrauch
gemacht werden. da der ratssaal für eine sitzung
des gesamten rates mit ausreichendem abstand zu
klein ist und eine sitzung in einer der städtischen
dreifachturnhallen nicht gewünscht wurde, haben
die mitglieder des rates schriftlich mit Zweidrittel-
mehrheit für die dauer der epidemischen lage die
befugnisse des rates auf den Hauptausschuss
übertragen. dies wurde durch das nrW-epidemie-
gesetz vom 14. april 2020 ermöglicht.  

Information der Bevölkerung die bürgerin-
nen und bürger der stadt bergkamen werden
kontinuierlich über entscheidungen, neuerun-
gen und Änderungen informiert. die täglichen
Pressemitteilungen der Verwaltung erreichen
etwa bei facebook in spitzenzeiten bis zu
20.000 abrufe. genutzt werden klassische Pres-
semitteilungen, informationen auf der städti-
schen facebook-seite sowie Videobotschaften
durch mich als bürgermeister.  
all dies findet sich auch auf der städtischen Home-
page zusammen mit den aktuellen informationen
des Kreises unna und des landes nrW. dort gibt es
auch umfangreiche Hilfestellungen für die bürge-
rinnen und bürger im Corona-alltag sowie für un-
ternehmen, Kunstschaffende und selbstständige
sowie familien und Jugendliche.  
auf meinen privaten twitter- und facebook-
account poste ich regelmäßig infos zur Corona-Krise.
ich nutze die Kommentarfunktion der verschiedenen
facebook-gruppen zur diskussion mit der bürger-
schaft über die zahlreichen detailfragen, die sich aus
den entscheidungen der landesregierung und ihrer
umsetzung vor ort in bergkamen ergeben. ◼

Bürgermeister 
Roland Schäfer 
nutzt in der Corona-
Krise verstärkt die
Möglichkeiten des
Internets und der 
sozialen Medien 

der reinigungsdienst säubert im rathaus zusätzlich
zur normalen reinigungshäufigkeit regelmäßig Hand-
läufe, Klinken, lichtschalter und andere Kontakt-
flächen. an den eingängen und in den toiletten-
räumen sind spender für desinfektionsmittel vor-
handen. 
der außendienst ist mit städtischen beschäftigten,
die sich freiwillig aus allen bereichen der stadtver-
waltung gemeldet haben, aufgestockt worden und
wird bei seinen Kontrollfahrten durch die Polizei
unterstützt. die Zahl der Überwachungsfahrten im
stadtgebiet wurde deutlich erhöht. 

Maskenpflicht für Besucher mit der angeord-
neten maskenpflicht durch das land ab dem 
27. april 2020 wurde für besucherinnen und besu-
cher der bergkamener Verwaltungsgebäude eben-
falls die maskenpflicht in form einer mund-nasen-
bedeckung angeordnet. sie gilt nicht für beschäftigte,
da sie durch abstand beziehungsweise absperrung
ausreichend geschützt sind. freiwillig dürfen mas-
ken benutzt werden.  
die einsatzzeiten des sicherheitsdienstes wurden
erweitert, damit mehr termine vergeben werden
können. auch wenn der schichtbetrieb ab dem 18.
mai 2020 aufgehoben ist, erfolgt ein Zugang zum
rathaus weiterhin nur nach terminvergabe und
Kontrolle durch den sicherheitsdienst. die entstan-
denen rückstände müssen nach und nach abge-
baut werden, bevor das rathaus wieder für alle be-
sucherinnen und besucher geöffnet sein wird. 
einmal wöchentlich findet im rahmen einer tele-
fonkonferenz ein kreisweiter austausch zwischen
dem landrat, den bürgermeistern und dem leiter
des gesundheitsamtes statt. so soll bei bewer-
tungsfragen und ermessensentscheidungen ein ge-
wisser gleichklang im Kreis erreicht und die gegen-
seitigen erfahrungen und einschätzungen geteilt
werden. Parallel dazu finden regelmäßig telefon-
konferenzen der leiter der ordnungsämter und Ju-
gendämter statt.  

Im Bürgerbüro garan-
tiert ein vorgelagerter
Tisch den Mindestab-
stand von anderthalb
Metern 

stadt bergkamen: 
www.bergkamen.de  

bürgermeister roland schäfer:
www.roland-schaefer.de  
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Auch in Krisenzeiten wie der aktuellen Corona-Pandemie gibt es Möglichkeiten,
die demokratischen Prozesse in Städten und Gemeinden aufrechtzuerhalten 

rats- und ausschussarbeit
während der corona-krise 

die rats- und ausschussarbeit ist das Herzstück
der Kommunalpolitik. sie füllt die in art. 28
abs. 2 grundgesetz und art. 78 abs. 1 landes-

verfassung nordrhein-Westfalen verfassungsrecht-
lich garantierte kommunale selbstverwaltung mit le-
ben und ist letztlich basis der demokratie. in den
räten und ausschüssen werden wichtige entschei-
dungen für die städte und gemeinden getroffen und
über neue Projekte und Vorhaben mit grundlegender
bedeutung beraten. 
die Vertretungen sind wesentlicher teil des demo-
kratieprinzips sowie des staatsaufbaus und deshalb
auch in Krisenzeiten unverzichtbar. das hat auch das
nrW-ministerium für Heimat, Kommunales, bau
und gleichstellung (mHKbg) durch erlass vom 
24. april 2020 klargestellt. dennoch stellt sich in Zei-
ten einer Pandemie - wie gerade in der Corona-Krise
- die praktische frage, wie die notwendige arbeit des
rates und der ausschüsse unter Wahrung des infek-
tionsschutzes und der gemeindeordnungsrechtli-
chen Vorgaben stattfinden kann. 

„Normale“ Präsenzsitzungen die sitzungen
kommunaler gremien fallen nicht unter die unter-

sagten Veranstaltungen oder Versammlungen nach
der Corona-schutzverordnung, da sie für die kommu-
nale selbstverwaltung notwendig sind. aus diesem
grund können sowohl rats- als auch ausschusssit-
zungen auch während der Corona-Krise grundsätzlich
durchgeführt werden. 
aus infektionsschutzrechtlichen gründen empfiehlt es
sich allerdings, von einem normalen sitzungsturnus
abstand zu nehmen. Vielmehr sollten sitzungen nur
bei absolut notwendig zu treffenden entscheidungen
durchgeführt werden. auch ihre anzahl sollte generell
auf ein geringes maß reduziert werden. dem steht
auch die ordnungsvorschrift des § 47 abs. 1 satz 3
gemeindeordnung nrW (go nrW) nicht entgegen,
solange die Handlungsfähigkeit der kommunalen
Vertretung im gesamten erhalten bleibt. 
bei der durchführung von sitzungen hat es sich be-
währt, möglichst große räume zu nutzen. Häufig ta-
gen die räte während der Corona-Krise in stadthallen
oder aulen. 

Delegation oder Vereinbarungen der rat kann
in einer sitzung auch die entscheidungsbefugnisse
der bürgermeisterin oder des bürgermeisters gemäß

Christiane Bongartz 
ist referentin für
Kommunalrecht und
Kommunalverfassung
beim städte- und 
gemeindebund nrW  

DIE AUTOREN

Andreas Wohland ist
beigeordneter für
recht, Personal und
organisation beim
städte- und gemein-
debund nrW 

Wegen der Corona-
Pandemie fand die
Sitzung des Rates
der Stadt Zülpich
Ende April 2020 im
„Forum Zülpich“
statt 

Fo
to

: s
ta

d
t 

Zü
lp

ic
H

 / 
to

rs
te

n
 B

eu
le

n
  



CORONA-KRISE

10 stÄdte- und gemeinderat 6/2020 

§ 41 abs. 3 go nrW ausweiten. dafür muss die
Hauptsatzung beziehungsweise Zuständigkeitsord-
nung geändert werden. 
neben der durchführung einer „normalen“ Präsenz-
sitzung kann diese auch durch Vereinbarungen der
ratsfraktionen und der einzelratsmitglieder modifi-
ziert werden. Zum einen gibt es die möglichkeit einer
„soll-stärken-Vereinbarung“. dabei wird eine Verein-
barung über die teilnahme nur einer bestimmten an-
zahl von mandatsträgerinnen und mandatsträgern
je fraktion oder gruppe getroffen. diese Vereinba-
rung soll nach maßgabe des spiegelbildlichkeits-
grundsatzes die aufrechterhaltung der Kräftevertei-
lung sicherstellen. ein geläufiges Praxisbeispiel ist
eine reduzierung um 50 Prozent der teilnehmenden
je fraktion.  
daneben steht die sogenannte Pairing-Vereinbarung
zur Verfügung. dabei wird bei ausfällen aufgrund
von Krankheit oder erhöhtem Krankheitsrisiko das
fernbleiben einer bestimmten anzahl bei allen frak-
tionen vereinbart. die grenze der beschlussfähigkeit
kann allerdings zu Problemen führen, wenn teile des
rates die Vereinbarungen nicht mittragen. 

Dringlichkeitsentscheidungen eine weitere
möglichkeit zur Herbeiführung eines beschlusses oh-
ne ratssitzung ist eine dringlichkeitsentscheidung
nach § 60 abs. 1 go nrW. Hier sind die zwei stufen
der dringlichkeit zu unterscheiden.  
sollte der rat nicht rechtzeitig einberufen werden
können, kann an dessen stelle der Hauptausschuss
die entscheidung gemäß § 60 abs. 1 satz 1 go nrW
treffen. ist auch die einberufung des Hauptausschus-
ses nicht rechtzeitig möglich, ohne dass der Kommu-
ne erhebliche nachteile oder gefahren drohen, kann
die bürgermeisterin oder der bürgermeister gemein-
sam mit einem ratsmitglied die entscheidung tref-
fen. 
einer entscheidung zwischen bürgermeisterin oder
bürgermeister und ratsmitglied sollte in der aktuel-
len lage eine abstimmung mit den fraktionsvorsit-

zenden vorausgehen, da die so getroffenen dringlich-
keitsentscheidungen in der folgenden regulären sit-
zung des rates nach § 60 abs. 1 satz 5 go nrW ge-
nehmigt werden müssen.  

Neue gesetzliche Möglichkeit der landesge-
setzgeber hat im rahmen des epidemiegesetzes
nrW vom 14. april 20201 auf die besondere lage rea-
giert und auf anregung der kommunalen spitzenver-
bände eine weitere möglichkeit in der gemeindeord-
nung nrW geschaffen. so ist eine delegation der
entscheidungsbefugnisse des rates auf den Haupt-
ausschuss durch eine schriftliche abstimmung mit
Zweidrittelmehrheit möglich. dadurch können alle
befugnisse des rates aus § 41 abs. 1 go nrW aus-
nahmsweise auf den Hauptausschuss übertragen
werden. dies gilt, solange der landesgesetzgeber ei-
ne „epidemische lage von landesweiter tragweite“
festgestellt hat. 
diese epidemische lage von landesweiter tragweite
hat der landtag nrW am 14. april 2020 - zunächst bis
zum 14. Juni 2020 - festgestellt. diese feststellung
kann jeweils um zwei monate verlängert werden. die
kommunalen spitzenverbände hätten sich auch ei-
nen automatismus ohne vorheriges schriftliches Ver-
fahren vorstellen können. 

Umsetzung in der Kommune die Verwaltung
kann im schriftlichen Verfahren oder in einer bereits
terminierten Präsenzsitzung des rates eine abstim-
mung über die delegation an den Hauptausschuss
durchführen. Hierbei müssen mindestens zwei drit-
tel aller mitglieder des rates aktiv der delegation zu-
stimmen. enthaltungen werden nicht als stillschwei-
gende Zustimmung gewertet.  
empfehlenswert ist im beschluss zu entscheiden,
dass sich die delegation mit verlängerter festgestell-
ter epidemischer lage ebenfalls verlängern soll. al-
lerdings sollte die delegation bis spätestens 31. okto-
ber 2020 befristet werden, da an diesem tag die
aktuelle legislaturperiode des rates endet. bei fort-
laufenden Verlängerungen der festgestellten epide-
mischen lage wird so auch die delegation auf den
Hauptausschuss automatisch verlängert, jedoch nur
bis zum ende der legislaturperiode. eine kürzere be-
fristung der delegation ist aber auch zulässig. 
der neu gewählte rat muss dann ab dem 1. novem-
ber 2020 im rahmen seiner konstituierenden sitzung
selbst über eine gegebenenfalls noch bestehende de-
legationsmöglichkeit nach § 60 abs. 1 satz 2 go nrW
entscheiden können.  
nach der erfolgten delegation an den Hauptaus-
schuss steht diesem auch das recht zu, eventuell be-
stehende delegationen an fachausschüsse durch re-
gelungen in der Hauptsatzung oder in den
Zuständigkeitsordnungen zurückzuholen. die rück-
holung der delegationen hat dabei auf demselben
Weg zu erfolgen wie die ursprüngliche delegation.

In der Stadt Vreden 
wurden Ende März 2020
wichtige Beschlüsse per
Dringlichkeitsentschei-
dung gefasst 
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1 siehe: gV. nrW. ausgabe 2020
nr. 12b v. 14.4.2020, seiten 217b bis
244b 
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der Öffentlichkeit muss im 
rahmen von präsenzsitzungen 
Zutritt gewährt werden

daher sind Änderungen von Zuständigkeitsordnun-
gen oder Hauptsatzungen durch den Hauptaus-
schuss zulässig.  
Hiervon ausgenommen sind allerdings entschei-
dungsbefugnisse von ausschüssen, die diesen von
gesetzes wegen zugesprochen worden sind.2 die ent-
scheidungen des Hauptausschusses bedürfen trotz
der systematischen stellung der norm keiner nach-
träglichen genehmigung durch den rat.  
die vom landesgesetzgeber eingeräumte möglich-
keit der delegation an den Hauptausschuss soll nicht
zu einer erhöhung der Zahl der sitzungen führen.
Vielmehr soll damit die Handlungsfähigkeit der Kom-
mune weiterhin gesichert und risikoärmer ermög-
licht werden. die tagesordnungen sind auch dann auf
das notwendige mindestmaß zu beschränken, um in-
fektionsschutzrechtlich die sitzungen zeitlich nicht
ausufern zu lassen.  

Ausgeschlossene Handlungsalternativen ne-
ben diesen Handlungsoptionen gibt es eine Vielzahl
von weiteren in der Praxis diskutierten ideen und mög-
lichkeiten, die jedoch nicht gesetzeskonform sind. so
können Präsenzsitzungen nicht durch digitale formate
wie telefon- oder Videositzungen oder durch umlauf-
beschlüsse ersetzt werden. gegen diese formate
spricht bereits der kommunalverfassungsrechtliche Öf-
fentlichkeitsgrundsatz des § 48 abs. 2 satz 1 go nrW.  
dieser Öffentlichkeitsgrundsatz ist elementar für das

Kommunalverfassungsrecht und unverzichtbar. ge-
rade digitale formate und umlaufbeschlüsse würden
aber praktisch zu einem ausschluss der Öffentlichkeit
- zumindest eines teils der Öffentlichkeit - führen,
was nicht hinnehmbar ist.  
aus demselben grund ist eine ausweitung von
„nicht-öffentlichen“ sitzungen über die kommunal-
verfassungsrechtlich anerkannten fälle hinaus nicht
zulässig. der Öffentlichkeit muss im rahmen von
Präsenzsitzungen Zutritt gewährt werden. aller-
dings sind die notwendigen schutz- und Hygiene-
maßnahmen wie die einhaltung des mindestab-
stands unter den Zuschauerinnen und Zuschauern
einzuhalten.  
einzig die fraktionssitzungen können digital durch-
geführt werden, da sie lediglich vorberatende inter-
ne sitzungen darstellen. für sie gelten die kommu-
nalverfassungsrechtlichen grundsätze nicht, da dort
keine bindenden entscheidungen für die Kommune
getroffen werden. bei digital durchgeführten frakti-
onssitzungen sollte der fraktionsvorsitzende die an-
wesenheit notieren. ◼

VERKEHRSPOLLER   •   SCHRANKENANLAGEN   •   HOCHSICHERHEITSPOLLER

   INTESIK GmbH     Tel. +49 2366 49945-0     www.intesik.de     info@intesik.de

An der Sitzung des 
Rates der Stadt Ahaus
Ende April 2020 in der
Stadthalle nahmen mit
großem Abstand zuein-
ander auch Bürgerin-
nen und Bürger teil 
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2 vgl. befugnisse des Jugendhilfe-
ausschusses oder des betriebs-
ausschusses 



CORONA-KRISE

12 stÄdte- und gemeinderat 6/2020 

Die mit der Corona-Krise verbundene Schließung von Schulen und die Umstellung
von Präsenz- auf Fernunterricht sollten als Chance für die Weiterentwicklung der
digitalen Bildung genutzt werden 

digitales lernen plötzlich ein muss 

in einer schulmail vom 6. märz 2020 informierte
das nordrhein-westfälische ministerium für schule
und bildung - noch unter dem eindruck der drama-

tischen entwicklungen im Kreis Heinsberg -, dass
schließungen von schulen im Zusammenhang mit
dem Corona-Virus auf der grundlage des infektions-
schutzgesetzes (ifsg) erfolgten. Konkret zuständig
sei die maßgebliche ordnungsbehörde oder das ge-
sundheitsamt vor ort. am 13. märz 2020 und damit
lediglich eine Woche später kündigte staatssekretär
mathias richter mit der 4. schulmail dann das ruhen
des unterrichts an allen schulen bis zum beginn der
osterferien an.  
dies war teil eines umfassenden maßnahmenpakets
der landesregierung, nachdem die Weltgesundheits-
organisation (WHo) am Vortag offiziell den eintritt
einer Pandemie ausgerufen und die ministerpräsi-
dentenkonferenz mit der bundeskanzlerin ein ge-
meinsames Vorgehen zur eindämmung des um sich
greifenden sars-CoV-2-Virus besprochen hatte. 

Einrichtung einer Notbetreuung Zeitgleich wur-
de für bestimmte Personengruppen mit Kindern der
Klassenstufen 1 bis 6 an den schulen eine notbetreu-
ung eingerichtet. Zugang hierzu hatten angehörige

bestimmter berufsgruppen, die für die aufrechter-
haltung der öffentlichen ordnung sowie der Pande-
miebekämpfung als zwingend notwendig angesehen
wurden. dazu gehörten zum beispiel medizinisches
und pflegerisches Personal sowie mitarbeiterinnen
und mitarbeiter von Polizei, feuerwehr und Justizbe-
hörden. 
für alle anderen Personen wurde das betreten der
schulen durch die eilig geschaffenen Corona-schutz-
verordnungen untersagt. ein solches längerfristiges
außerkraftsetzen des regulären unterrichtsbetriebs
hatte die republik in nachkriegszeiten noch nicht er-
lebt. 
für schulen wie für Kindergärten galt zwar die be-
obachtung, dass festgestellte CoVid-19-erkrankun-
gen bei Kindern und Jugendlichen nur sehr selten
einen schweren Verlauf nahmen. auf der anderen
seite gibt es aber kaum einen bereich, in dem so 
viele menschen regelmäßig einen so engen körper-
lichen Kontakt haben wie in Kitas und schulen. es
bestand die nachvollziehbare sorge, dass sich das
Virus gerade in schulen schnell verbreiten und von
dort in die familien mit gefährdeten älteren famili-
enmitgliedern oder angehörigen von risikogruppen
getragen würde. 

Claus Hamacher ist 
beigeordneter für
schule, Kultur und
sport beim städte-
und gemeindebund
nrW 

DER AUTOR

In Zeiten von
Home-Schooling

gewinnen digitale
Bildungsangebote

immer mehr an
Bedeutung 
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Teilweise Rückkehr zum Präsenzunterricht
Praktisch mit der schließung der schulen wurde be-
reits darüber nachgedacht, unter welchen Vorausset-
zungen die schülerinnen und schüler wieder in die
schulen zurückkehren könnten. die Überlegungen
bezogen sich vorrangig auf den abiturjahrgang und
die abschlussklassen an den weiterführenden schu-
len. trotz der regelmäßigen telefonkonferenzen zwi-
schen schulministerium und kommunalen spitzen-
verbänden kamen die konkreten ankündigungen
über die Öffnungsschritte allerdings häufig sehr kurz-
fristig, sodass schulen als auch schulträger mit der
umsetzung der Vorgaben alle Hände voll zu tun hat-
ten. 
in den schulen mussten vor allem maßnahmen zur
reduzierung der infektionsgefahr umgesetzt wer-
den. durch organisatorische Vorkehrungen der schu-
len und schulträger, insbesondere aber durch anpas-
sungen des individuellen Verhaltens aller beteiligten,
kann die gefahr einer Übertragung des Virus mini-
miert werden.  

Einheitliche Verhaltensempfehlungen Zum
Zeitpunkt der Wiederöffnung der schulen für die ab-
schlussklassen existierten zahlreiche Veröffentli-
chungen aus unterschiedlichen Quellen mit Hinwei-
sen und Verhaltensempfehlungen für den
infektionsschutz - etwa vom robert Koch-institut,
vom schulministerium, von den kommunalen spit-
zenverbänden sowie von gesundheitsämtern und
Hygieneinstituten. sie stimmen zwar in den grund-
aussagen in der regel überein, jedoch gab und gibt es
zahlreiche abweichungen in details und teilweise
auch widersprüchliche aussagen, die vor ort mehr
Verwirrung stifteten, als dass sie bei der praktischen
arbeit wirklich hilfreich waren.  
aus diesem grund hatte sich der städte- und ge-
meindebund nrW erfolgreich für gemeinsame Hin-
weise und Verhaltensempfehlungen der kommuna-
len spitzenverbände und des nrW-ministeriums für
schule und bildung eingesetzt, die sowohl mit dem
landesministerium für arbeit, gesundheit und so-
ziales (mags nrW) als auch der unfallkasse nrW ab-
gestimmt sind. sie dienen als grundlage für die ar-
beit der schulträger und der schulen, aber auch als

richtlinie für das Verhalten aller an den schulen täti-
gen Personen.  
darüber hinaus gab es zahlreiche weitere zu klärende
fragen - etwa zur organisation des schülerverkehrs
und zur Wiederaufnahme von angeboten der offe-
nen ganztagsschule. Zudem war die wichtige frage
zu beantworten, wie im fall eines CoVid-19-Ver-
dachts- oder erkrankungsfalles zu verfahren ist. 
eine Konsequenz aus den infektionsschutzmaßnah-
men war indes schnell klar: durch die vorgegebenen
mindestabstände lässt sich auf dauer nur ein - in der
Zusammensetzung wechselnder - teil der schülerin-
nen und schüler im Präsenzunterricht beschulen,
während für den größeren teil jeweils „lernen auf
distanz“ angesagt bleibt. Vieles spricht dafür, dass
sich an dieser aufteilung auch im nächsten schuljahr
nichts ändern wird. Vor diesem Hintergrund lautet
die möglicherweise spannendste frage, welche aus-
wirkungen die von der Pandemie ausgelöste ausnah-
mesituation auf die entwicklung des digitalen ler-
nens hat. 

Digitales Lernen in der Krise nachdem sowohl
die schülerinnen und schüler als auch die lehrkräfte
quasi von einem tag auf den anderen ins „Home-of-
fice“ verfrachtet wurden und gleichzeitig die Perspek-
tiven der Wiederaufnahme des Präsenzunterrichts

Erst nach und nach
werden Schülerin-
nen und Schüler in
die Schulen zurück-
kehren 

Fo
to

: d
et

ai
lB

li
ck

-F
o

to
 - 

st
o

ck
.a

d
o

Be
.c

o
m

 

     

     
     

   
      

   
    

       
     

   
     

     
     

        
      

    
      

      
      

  

       
     

    
     

      
       

       
     

       
       

    
      

    
       

  
     

    
      

      
  

       
      

    
      

    
   

   
     
       

    
       

      
    

     
  

     
       

   
      
      

     
        

       
       

   
      
    

       
       

     
    

     
     

  
     

 
       

    
       

     
       

    
     

      
     

       
  

    
    

     

 
 

  

 

 

 

 

 

 

 

 

Wir erstellen Straßen- und Wegekonzepte gemäß § 8a KAG für Ihre Kommune. 

 

Ihr Partner für Ihre 
kommunale Infrastruktur.www.ge-komm.de

        



14 stÄdte- und gemeinderat 6/2020 

angesichts der steigenden infektionszahlen allenfalls
nebulös waren, mussten sich alle beteiligten wohl
oder übel auf die suche nach alternativen zum klas-
sischen unterricht machen. gerade in den ersten Wo-
chen bedeutete das vielerorts lediglich, dass aufga-
ben per e-mail oder über eine schulische Plattform
an die schülerinnen und schüler mit der anweisung
verteilt wurden, diese zu bearbeiten und die bear-
beitung dann - für gewöhnlich als Pdf-file - wieder
an die lehrkraft zurückzusenden. 
mit den rosigen Visionen des digitalen lernens, wie
sie in den vielen Jahren vor Corona doch relativ ge-
mütlich entwickelt und vorangetrieben wurden, hat
dies erkennbar herzlich wenig zu tun. es fehlt jegliche
direkte interaktion, jede möglichkeit des unmittel-
baren nachfragens oder der effektiven teamarbeit.
die unterstützung bei der Vermittlung von inhalten
durch multimediale lehr- und lernmittel findet nicht
statt. im gegenteil: Vieles fällt an erklärung weg, was
ansonsten aufgabe der unterrichtsstunde war. digi-
tal ist allenfalls der Weg der Verbreitung von ziemlich
profanen arbeitsblättern, die so schon vor 40 Jahren
auf nach lösungsmitteln riechenden matrizen ver-
teilt wurden. 
Zunehmend finden aber auch andere formen des
unterrichts statt, die die möglichkeiten besser aus-
schöpfen. sie reichen von Videokonferenzen inklusi-
ve Powerpoint-Präsentationen oder bildschirmfrei-
gaben über Plattformen wie Zoom, skype oder
ms-teams bis hin zu selbst gedrehten lehr-Videos,
die auf verschiedenen Kanälen zur Verfügung ge-

stellt werden. Wer das einmal live verfolgt hat, kann
sich gleich von einem beliebten irrglauben verab-
schieden, der im Zusammenhang mit der digitalisie-
rung des unterrichts immer wieder gerne verbreitet
wird: es ist keineswegs so, dass der digital unterbe-
lichteten lehrerschaft die geniale generation der „di-
gital natives“ gegenübersitzt, die im Handumdrehen
jedes technische Problem löst.  
in Wahrheit verläuft die trennung zwischen digitaler
Kompetenz und erschreckender ahnungslosigkeit
quer durch beide gruppen. es gibt lehrerinnen und
lehrer, die sich völlig selbstverständlich und gekonnt
auf dem digitalen terrain bewegen und schülerinnen
und schüler, deren Kompetenz am Computer oder
tablet sich im aufruf von Youtube-Videos erschöpft -
und umgekehrt. leider sind die anteilsverhältnisse
nicht unbedingt schmeichelhaft. 

Corona als Chance und Katalysator? für die
unmittelbare Zukunft gibt es mehrere baustellen,
an denen dringend gearbeitet werden muss. da
sind zum einen die fragen der technischen ausstat-
tung der schulen und der unverzichtbaren breitban-
digen anbindung an das internet, bei der die schul-
träger zweifellos gefordert sind. allerdings liegt bis
heute für den unterricht im digitalen Zeitalter kein
schlüssiges Konzept vor, das den Kommunen er-
möglichen würde, eine zukunftsfeste infrastruktur
aufzubauen. in diesem Zusammenhang muss die
bereits vielfach eingeforderte neuregelung der
schulfinanzierung dafür sorge tragen, dass die
städte, gemeinden und Kreise als schulträger die
notwendigen investitionen auch dauerhaft leisten
können. so willkommen zusätzliche mittel wie die
vom bund angekündigten 500 millionen euro für
die anschaffung von endgeräten auch sein mögen:
Zeitlich begrenzte finanzierungszusagen durch den
bund oder das land können die Probleme nicht lö-
sen. 
die andere große baustelle ist die bereitschaft aller
beteiligten, sich mit den digitalen möglichkeiten
sehr viel schneller und intensiver auseinanderzu-
setzen als dies bei vielen in der Vergangenheit der
fall war. digitale Kompetenz entsteht weniger aus
der anzahl besuchter schulungen und fortbildun-
gen denn aus der neugier, sich selbst mit Hard- und
software zu beschäftigen. und es braucht die be-
reitschaft, auch die benötigte Zeit zu investieren,
um technische Probleme auch einmal ohne inan-
spruchnahme fremder Hilfe zu lösen. 
ausprobieren, nachforschen, nachlesen, erneut tes-
ten: Häufig gibt es dann „aha-erlebnisse“, deren
lerneffekt deutlich nachhaltiger ist als der meist
passive Konsum irgendwelcher fortbildungen.
Wenn die Corona-Pandemie einen impuls in diese
richtung gibt, könnte sie für die digitalisierung der
bildung am ende mehr bewirkt haben als viele ini-
tiativen der Vergangenheit. ◼

Für den unterricht im digitalen 
Zeitalter liegt bis heute kein 
schlüssiges konzept vor

In der Schule müssen
die Schülerinnen und
Schüler altersange-
messen Hygiene- und
Abstandsregeln
einhalten 
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Der Wunsch der Bürgerinnen und Bürger nach einer flächendeckenden und
wohnortnahen Krankenhaus-Infrastruktur wird durch die Corona-Pandemie
bestätigt 

die Zukunft nach der krise nicht
verpassen 

Krankenhäuser lösen gemischte gefühle aus: Je-
der braucht sie, aber eigentlich will niemand
dorthin. diesen Zwiespalt hat die deutsche ge-

sundheitspolitik in den zurückliegenden Jahren ge-
radezu gelebt. Während einerseits eine funktionie-
rende Krankenhausstruktur propagiert und gefordert
wurde, schlossen anderseits viele Kliniken aus man-
gel an finanzmitteln. und der Pflegemangel drama-
tisierte sich. 
in diese Phase brach mit Jahresbeginn 2020 die Coro-
na-Pandemie ein. sie führte zu akuten, zusätzlichen
Herausforderungen. die erkenntnisse werden aber
mit sicherheit auswirkungen auf die Zeit nach der
Corona-Krise haben.  

Situation vor der Pandemie Vor der Pandemie
befand sich die Krankenhaus-landschaft im um-
bruch. Politik und wissenschaftliche studien forder-
ten eine fortsetzung der Konzentrationsprozesse.
Viele Häuser sahen sich gezwungen, einen spagat
zwischen ökonomischer Wettbewerbsfähigkeit und
medizinischer Versorgung zu leisten. daraus entwi-
ckelte sich mancherorts eine existenzielle frage. 

beispielhaft sei die stadt soest genannt, wo es für ei-
ne fusion des kommunalen Klinikums stadt soest
und des in katholischer trägerschaft arbeitenden ma-
rienkrankenhauses positive signale der landespolitik
gab. am ende wurde der Zusammenschluss kartell-
rechtlich jedoch negativ beurteilt. der Politik und der
bevölkerung vor ort fällt es schwer, solche wider-
sprüchlichen entwicklungen nachzuvollziehen. 

Wunsch wohnortnahe Versorgung für die men-
schen in unserem land fokussiert sich die bedeutung
der Krankenhaus-infrastruktur darauf, dass sie einer-
seits medizinisch und pflegerisch die behandlung und
Versorgung auf qualitativ höchstem und modernstem
niveau wünschen. anderseits möchten sie die behand-
lung und Versorgung so wohnortnah wie möglich vor-
finden - „nah“ meint dabei nicht nur die räumliche ent-
fernung, sondern auch die zeitliche erreichbarkeit. 
als bürgermeister einer mittelstadt im ländlichen
raum sehe ich, dass die bürgerinnen und bürger ihr
persönliches empfinden von lebensqualität sehr
stark mit einem wohnortnahen Krankenhausange-
bot verbinden. insofern ist die bedeutung der Kran-

Dr. Eckhard Ruthemeyer
ist bürgermeister der
stadt soest und 
1. Vizepräsident des
städte- und gemeinde-
bundes nrW 

DER AUTOR

Im Klinikum Stadt
Soest werden jährlich

rund 50.000 Patientin-
nen und Patienten 

stationär und ambu-
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kenhaus-infrastruktur nicht nur unter einem empi-
risch-medizinischen, sondern auch unter einem sozi-
al-emotionalen aspekt zu bewerten.  

Standortvorteil Krankenhaus städte, die über
ein Krankenhaus verfügen - gleich welcher träger-
schaft - haben damit auch einen standortvorteil. dies
gilt selbstverständlich über die Krankenhaus-infra-
struktur hinaus für das gesundheitswesen insge-
samt. und mehr noch: man kann in diesem sinne eine
wohnortnahe Krankenhaus-infrastruktur durchaus
als tragendes element für das Vertrauen in unser de-
mokratisches system sehen. 
die menschen empfinden die wohnortnahe medizi-
nische Versorgung als teil der systemrelevanten da-
seinsvorsorge des staates. Wird diese erwartung
durch den staat nicht erfüllt, entstehen Zweifel an
seiner funktionsfähigkeit und bürgernähe. diese ge-
dankliche Verknüpfung hat im Übrigen dazu geführt,
dass die bislang erfolgreiche Krisenbewältigung der
Corona-Pandemie in der bundesrepublik auch im
Krankenhaussektor das Vertrauen der bevölkerung in
den staat gefestigt hat. 

Bewährung in der Krise die Corona-Krise hat die
debatte über den umbruch in der Krankenhaus-land-
schaft in den Hintergrund gedrängt. Was ist passiert?
in einem gesamtgesellschaftlichen Kraftakt gelang es
bisher, eine Überforderung des gesundheitssystems

durch die Pandemie zu verhindern. die bundesrepu-
blik hat für dieses Krisenmanagement in einer briti-
schen analyse sogar eine spitzennote erhalten.  
diese positive Zwischenbilanz ist der unglaublichen
leistung von Ärzteschaft und Pflegeteams in den
Häusern zu verdanken. die Krankenhäuser stellten in
kürzester Zeit von einer regel- auf eine spezialver-
sorgung um. Patientinnen und Patienten trugen ih-
rerseits bemerkenswertes dazu bei, indem sie plan-
bare operationen verschoben.  
bezogen auf die Versorgungsstruktur bleibt aber fest-
zustellen, dass die behandlung von schwer an Covid-
19 erkrankten vorwiegend in universitätskliniken und
Häusern der maximalversorgung geleistet wird, weil
medizinisches spezialgerät und entsprechend ausge-
bildete medizinerinnen und mediziner benötigt wer-
den.  

Zukunft des Gesundheitssystems trotz dieser
zwischenzeitlichen erfolgsbilanz dürfen wir nicht der
selbsttäuschung erliegen, dass wir deshalb mit der
entwicklung unserer Krankenhaus-landschaft auf
dem richtigen Weg sind. im gegenteil: ich hoffe, dass
die Corona-Krise auch einen einschnitt in die fortent-
wicklung unseres gesundheitssystems bedeutet, um
nach Überwindung der Pandemie ein wenig innezu-
halten.  
mit den erfahrungen aus dem Jahr 2020 müssen wir
die Zielvorstellungen sowie das instrumentarium für
die fortentwicklung der Krankenhaus-infrastruktur
ehrlich überprüfen. Wir - das sind in diesem fall die
Politikerinnen und Politiker, die Ärzteschaft, die ge-
schäftsleitungen, die Kostenträger und vor allem die
bürgerinnen und bürger, die für ihr Wohlbefinden ei-
ne leistungsstarke Krankenhaus-infrastruktur wol-
len. 
die Pandemie zeigt uns sehr eindrucksvoll, dass eine
in normalen Zeiten möglicherweise als ausreichend
angesehene infrastruktur in außergewöhnlichen la-
gen die grenzen ihrer leistungsfähigkeit erschre-
ckend schnell überschreiten könnte. Was heißt dies
für die Zukunft? eine Konzentration von spezialange-
boten etwa auf maximalversorger mag zwar weiter-
hin als gangbarer Weg nach der Krise gelten. doch im
Krankenhaussystem der Zukunft muss es parallel
ausreichend wohnortnahe bettenkapazitäten der re-
gelversorgung geben. aus kommunalpolitischer sicht
ist es eindeutig, dass sich dieser Wunsch der men-
schen in der Corona-Pandemie auch als medizinisch
notwendig erwiesen hat. ◼

Das Klinikum 
Stadt Soest ist 2018

mit dem Zertifikat 
„Angehörigen-

freundliche
Intensivstation“

der Stiftung Pflege
e. V. ausgezeichnet

worden 

Im Deutschen Cyber-
Knife-Zentrum am
Klinikum Stadt Soest
können Tumorpatien-
tinnen und -patien-
ten nach modernsten
wissenschaftlichen
Standards behandelt
werden 

städte, die über ein krankenhaus 
verfügen, haben damit auch einen 
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Der Bundesgesetzgeber hat Erleichterungen für Planungs- und
Genehmigungsverfahren von Bauvorhaben sowie zum schnelleren Bau
medizinischer Einrichtungen erlassen 

Bauen und planen während der
krise weiter möglich

in der Corona-Krise ist in vielen städten und ge-
meinden der Zugang zu rathäusern aus gesund-
heitsgründen eingeschränkt. teilweise müssen

bürgerinnen und bürger klingeln oder zunächst eine
anmeldeliste ausfüllen und sich einen termin geben
lassen. infolge dieser einschränkungen stellt sich die
frage, wie städte und gemeinden bei der aufstel-
lung und Änderung von bebauungs- und flächen-
nutzungsplänen die anforderungen an die gesetzlich
vorgegebenen Verfahren zur Öffentlichkeitsbeteili-
gung rechtssicher einhalten können.

Planungen sicherstellen in dieser situation hat der
bundesgesetzgeber die dringende bitte der kommu-
nalen spitzenverbände nach einer schnellen, praxis-
gerechten und rechtssicheren Öffnung des baugesetz-
buches (baugb) hin zu online-Verfahren aufgegriffen
und im mai das gesetz zur sicherstellung ordnungs-
gemäßer Planungs- und genehmigungsverfahren
während der Corona-Virus-Pandemie beschlossen.
mit diesem Planungssicherstellungsgesetz werden
befristet bis zum 31. märz 2021 formwahrende 
alternativen für Verfahrensschritte in Planungs- und 
genehmigungsverfahren zur Verfügung gestellt, bei
denen sonst die Verfahrensberechtigten zur Wahrneh-
mung ihrer beteiligungsrechte persönlich anwesend
sein und sich zum teil in großer Zahl zusammenfinden
müssten. 

Rudolf Graaff ist
beigeordneter für
städtebau und
baurecht beim
städte- und ge-
meindebund nrW 

DER AUTORBeteiligung ermöglichen die beschlossenen er-
leichterungen, die die digitale durchführung von Öf-
fentlichkeits- und behördenbeteiligungen ermögli-
chen, beziehen sich auf 23 gesetze, für die einheitlich
geltende Vorgaben gemacht werden. betroffen sind
zum beispiel Verfahren zum bau von bahnstrecken
und autobahnen, zum ausbau der erneuerbaren
energien und des stromnetzes sowie zur aufstellung
oder Änderung von bauleitplänen. gerade letztere
Verfahren sind für kommunale Planungsämter von
großer relevanz, nicht zuletzt weil beachtliche Ver-
fahrens- und formfehler zur unwirksamkeit der Pla-
nung führen können.
soweit es um die öffentliche bekanntmachung und
auslegung von unterlagen und anderen informatio-

Damit Bauvorhaben
auch in Corona-

Zeiten umgesetzt
werden können, hat

der Bundesgesetz-
geber befristete 

Sonderregelungen
eingeführt
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nen geht, können diese über das internet zugänglich
gemacht werden. dabei muss das Planungsamt zu-
nächst prüfen, ob auf die auslegung nach den gel-
tenden Vorschriften verzichtet werden kann. ist dies
nicht der fall, ermöglicht § 3 abs. 1 satz 1 Planungssi-
cherstellungsgesetz, dass die auslegung durch eine
Veröffentlichung der auszulegenden unterlagen im
internet ersetzt werden kann. 
eine angeordnete auslegung soll daneben als zusätz-
liches informationsangebot erfolgen, soweit dies
nach feststellung der behörde den umständen nach
möglich ist. das Planungsamt soll sich also nicht oh-
ne weiteres auf eine Veröffentlichung im internet zu-
rückziehen können.

Weitere Zugänge eröffnen Wird dann auf eine
auslegung in der ursprünglich vorgesehenen form
verzichtet, hat die Verwaltung gemäß § 3 abs. 2 satz 2
Planungssicherstellungsgesetz zusätzlich zur inter-
net-auslegung andere leicht zu erreichende Zu-
gangsmöglichkeiten zur Verfügung zu stellen. dies
kann etwa durch öffentlich zugängliche lesegeräte
oder in begründeten fällen durch die Versendung
der unterlagen geschehen. als ersatz für zwingend
durchzuführende erörterungstermine, mündliche
Verhandlungen oder antragskonferenzen - etwa in
Planfeststellungsverfahren - wird zudem das in-
strument der online-Konsultation eingeführt. da-
rüber hinaus kann mit dem einverständnis der teil-
nehmerinnen und teilnehmer auch eine telefon-
oder Videokonferenz durchgeführt werden.
Zu begrüßen ist, dass bereits begonnene Planungs-
und genehmigungsverfahren mit Hilfe der Verfah-
renserleichterungen weitergeführt werden können.
andernfalls hätte das gesetz nur einen sehr begrenz-
ten Wirkungsbereich. allerdings ist ein einzelner Ver-
fahrensschritt, der bereits begonnen wurde - etwa
die bekanntmachung oder die auslegung - dann zu
wiederholen. dies gilt nur dann nicht, wenn der Ver-
fahrensschritt in diesem gesetz nicht vorgesehen,
aber bereits eine zusätzliche auslegung im internet
erfolgt ist.
durch die bis zum 31. märz 2021 geltende sonderre-
gelung wird eine gute gelegenheit geschaffen, die in-
ternetbeteiligung einem ausführlichen „Probelauf“
zu unterziehen. das sollte in der folgezeit dazu ge-
nutzt werden, die erfahrungen für eine mögliche
Übernahme ins dauerrecht auszuwerten. 

Medizinische Versorgung sichern schon ende
märz 2020 hatten bundestag und bundesrat im rah-
men des beschlusses über das gesetz zum schutz der
bevölkerung bei einer epidemischen lage von natio-
naler tragweite eine weitere zeitlich befristete Ände-
rung des bauplanungsrechts beschlossen. mit dem
artikelgesetz wurde in art. 5 ein neuer § 246b ins
baugb eingeführt. er enthält sonderregelungen für
anlagen für gesundheitliche Zwecke im Zuge der 
CoVid-19-Pandemie und ist am 28. märz 2020 in
Kraft getreten.
der sondertatbestand regelt, dass für anlagen für ge-
sundheitliche Zwecke zur Versorgung von Personen,
die sich - tatsächlich oder möglicherweise - mit dem
Corona-Virus infiziert haben, bis ablauf des 31. de-
zember 2020 von den Vorschriften des baugb oder
den aufgrund des baugb erlassenen Vorschriften -
dies betrifft vor allem die baunutzungsverordnung -
im erforderlichen umfang, gegebenenfalls befristet,
abgewichen werden kann. Zuständig für die ent-
scheidung ist wie bei § 37 baugb die höhere Verwal-
tungsbehörde. die stadt oder gemeinde ist aber an-
zuhören.

Behelfskrankenhäuser ermöglichen unter den
begriff der anlage für gesundheitliche Zwecke zur Ver-
sorgung der genannten Personengruppe fallen zum
beispiel provisorische Container- oder Zeltkranken-
häuser sowie kurzfristige nutzungsänderungen von
bislang anderweitig genutzten baulichen anlagen wie
etwa turnhallen oder andere bauliche maßnahmen.
die sehr weitgehende abweichungsbefugnis ist an
die Voraussetzung gebunden, dass das Vorhaben im
gebiet der stadt oder gemeinde, in der es entstehen
soll, ohne die anwendung der abweichungsmöglich-
keit nicht oder nicht rechtzeitig bereitgestellt werden
könnte. so könnte auf § 246b baugb zum beispiel die
Zulassung eines behelfskrankenhauses im außenbe-
reich gestützt werden. Weitere Voraussetzung ist,
dass der Vorhabenträger der bund, ein land, ein land-
kreis, eine stadt oder gemeinde oder ein im auftrag
eines der Vorgenannten tätiger dritter ist.
die abweichungsbefugnis gilt nicht unbegrenzt, son-
dern nur im erforderlichen umfang. eine sich aus der
örtlichen situation ergebende Plausibilität der erfor-
derlichkeit des Vorhabens ist nach der gesetzesbe-
gründung zur Vermeidung eines ausufernden ge-
brauchs dieser abweichungsbefugnis ausreichend,
aus gründen des Verhältnismäßigkeitsprinzips im
Hinblick auf den eingriff in artikel 28 absatz 2 grund-
gesetz aber auch erforderlich.
die neue norm regelt schließlich noch die Vorausset-
zungen für die sicherstellung von rückbauverpflich-
tungen und stellt klar, dass sich die befristung nicht
auf die geltungsdauer der genehmigung bezieht,
sondern auf den Zeitraum, bis zu dessen ende im
baugenehmigungsverfahren von der Vorschrift ge-
brauch gemacht werden kann. ◼

Im Kreis Coesfeld
wurde eine Turnhalle
zu einem Behelfs-
krankenhaus 
umgebaut
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Kommunen können während der Corona-Krise dringend benötigtes Material ohne
aufwändige Verfahren beschaffen und auch sonstige Aufträge unbürokratischer
vergeben 

Vergabeerleichterungen in Zeiten
von corona 

die bewältigung der Corona-Pandemie erfor-
dert eine Vielzahl von beschaffungen und
Vergaben, die sehr schnell, effizient und

rechtssicher durchgeführt werden müssen. dies be-
trifft insbesondere leistungen zur eindämmung der
Pandemie und zur aufrechterhaltung des dienst-
betriebs der öffentlichen Verwaltung. dazu gehö-
ren die beschaffung von Heil- und Hilfsmitteln wie
desinfektionsmittel, einmalhandschuhe, masken,
schutzkittel, Verbandsmaterialien, tupfer und
bauchtücher.  
auch medizinisches gerät, wie etwa beatmungsge-
räte, sowie mobile geräte der informationstechnik,
Videokonferenztechnik und leistungskapazitäten
für die informationstechnik müssen beschafft wer-
den. bei bauleistungen geht es um die kurzfristige
beschaffung zusätzlicher Kapazitäten im Kranken-
hausbereich, umbauten und die ausstattung zur
erhöhung der anzahl von Videokonferenzräumen
sowie der einbau von trennwänden zur separie-
rung mehrfach belegter büros.  

Vergabe oberhalb der EU-Schwellenwerte
das Vergaberecht bietet eine reihe von möglichkei-
ten, in unvorhersehbaren dringlichkeitssituationen
im rahmen von Verhandlungsverfahren ohne teil-
nahmewettbewerb schnell und effizient zu be-
schaffen beziehungsweise bauleistungen zu verge-
ben1. fristen können dabei bis hin zu 0 tagen
verkürzt werden.  
die möglichkeiten haben das bundesministerium
für Wirtschaft und energie (bmWi) und das bun-
desministerium des innern, für bau und Heimat
(bmi) mit rundschreiben vom 19. märz 2020 und 27.
märz 2020 umfassend dargestellt. auch die euro-
päische Kommission weist in ihrer mitteilung „leit-
linien zur nutzung des rahmens für die Vergabe öf-
fentlicher aufträge in der durch die CoVid-19-Krise
verursachten notsituation“ vom 1. april 2020 da-
rauf hin. 
für bestehende Verträge besteht die möglichkeit,
den Vertrag durch Verlängerung oder wertmäßige
ausweitung zu erweitern.2

Anne Wellmann ist
referentin für 
kommunale 
Wirtschaft und 
Vergabe beim 
städte- und ge-
meindebund nrW 

DIE AUTORIN

EU, Bund und Län-
der haben den öf-
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1 gemäß § 119 abs. 5 des gesetzes
gegen Wettbewerbsbeschrän-
kungen (gWb) in Verbindung mit
§§ 14 abs. 4, 17 Vergabeverord-
nung (VgV) und §§ 3 nr. 3 a abs. 3
nr. 4 Vergabe- und Vertragsord-
nung für bauleistungen (Vob/a-
eu) 
2 vgl. § 132 abs. 2 satz 1 nr. 3 gWb 
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Vergabe im Unterschwellenbereich das minis-
terium für Heimat, Kommunales, bau und gleichstel-
lung des landes nordrhein-Westfalen (mHKbg) hat
mit schreiben vom 14. april 2020 Hinweise zu aktuel-
len Vorgehensweisen im Zusammenhang mit Verga-
ben durch kommunale auftraggeber versandt. darin
gibt das ministerium Hinweise zu Vergabeerleichte-
rungen im unterschwellenbereich für die Zeit der 

Corona-Pandemie. für den unterschwellenbereich
werden die Kommunen zunächst befristet bis zum
30. Juni 2020 von der anwendung der Vob/a und der
unterschwellenvergabeordnung (uVgo) für beschaf-
fungen und bauleistungen im Zusammenhang mit
der bewältigung der Corona-Krise freigestellt.  
das mHKbg führt aus, dass kommunale öffentliche
auftraggeber in den durch die Corona-Pandemie be-
gründeten ausnahmefällen ihr ermessen im rah-
men der in den Kommunalen Vergabegrundsätzen
nrW enthaltenen soll-Vorschriften rechtmäßig aus-
üben, wenn sie die uVgo für die beschaffung von
liefer- und dienstleistungen sowie die Vob/a für
die Vergabe von bauleistungen, die der eindäm-
mung und kurzfristigen bewältigung der Corona-
Pandemie und/oder der aufrechterhaltung des

dienstbetriebes der öffentlichen Verwaltung die-
nen, nicht anwenden.  

Forderung der Kommunen da die Corona-Pan-
demie die Kommunen aller Voraussicht nach mindes-
tens bis ende 2020 beschäftigen wird, müssen die
Vergabeerleichterungen bis zum 31. dezember 2020
verlängert werden. im Vorfeld des erlasses hatte der
städte- und gemeindebund nrW darüber hinaus ei-
ne generelle flexibilisierung der Vergaberegelungen
bis zum ende der Corona-Krise gefordert - also auch
für Vergaben, die nicht unmittelbar oder mittelbar
mit der eindämmung der Corona-Pandemie im Zu-
sammenhang stehen.  
eine generelle flexibilisierung der Vergaberegelun-
gen würde die Konjunktur ankurbeln, was durch die
Corona-bedingt bereits zu verzeichnenden einbußen
in der Privatwirtschaft dringend erforderlich ist. Zu-
dem sind viele kommunale Ämter sowie unterneh-
men und Handwerksbetriebe zur Vermeidung einer
ausbreitung der Krankheit nicht mehr mit ausrei-
chendem Personal besetzt. insgesamt können koor-
dinierte ausschreibungen daher nicht mehr ohne
weiteres vorgenommen und fördergelder unter um-
ständen nicht rechtzeitig abgerufen werden. das
mHKbg ist dieser forderung bisher nicht gefolgt. 

Gremienbeschlüsse vor Vergabe Wenn laut Zu-
ständigkeitsordnung vor Zuschlagserteilung und Ver-
tragsschluss mit einem unternehmen noch ein be-
schluss durch den rat erforderlich ist, kommt eine
beschlussfassung in einer sitzung unter einbezie-
hung von schutzmaßnahmen oder bei entsprechen-
der delegation der Zuständigkeit des rates auf den
Hauptausschuss3 in betracht. sofern für die Vergabe-
entscheidung ein Vergabeausschuss zuständig ist,
sollte der rat von seinem rückholrecht gebrauch ma-
chen beziehungsweise die Zuständigkeit für die Zeit
der Corona-Pandemie durch Änderung der Zustän-
digkeitsordnung auf die bürgermeisterin oder den
bürgermeister oder den Hauptausschuss übertragen. 
bei Vergaben im Zusammenhang mit der bewälti-
gung der Corona-Krise oder zur aufrechterhaltung
des dienstbetriebes werden zudem in aller regel die
Voraussetzungen für eine dringlichkeitsentschei-
dung vorliegen.4 Hier kann es sinnvoll sein, die ent-
scheidungen vorab mit den fraktionsvorsitzenden
abzustimmen. ◼

Die meisten 
Kommunalver-
waltungen 
beschaffen für 
ihre öffentlichen
Gebäude Desin-
fektionsspender 
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3 gemäß § 60 abs. 1 satz 2 gemeindeordnung nrW 
4 gemäß § 60 gemeindeordnung nrW 

eine generelle Flexibilisierung 
der Vergaberegelungen würde die 
konjunktur ankurbeln
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Als Einkaufsgenossenschaft der Kommunen in NRW steht die KoPart eG ihren
Mitgliedern auch bei der Beschaffung der zur Bekämpfung des Corona-Virus
wichtigen Güter zur Seite 

elektronischer katalogeinkauf
schafft mehrwert 

das Verwaltungshandeln in den städten und
gemeinden hat sich durch die Corona-Pande-
mie massiv verändert. aktuell werden auf-

grund von Home-office und Kontaktbeschränkungen
Prozesse in den Kommunen vermehrt digital durch-
geführt.  
dazu gehört auch die beschaffung von Verbrauchs-
materialien, die wegen der vielfältigen anforderun-
gen des Vergaberechts zu den zeit- und kostenin-
tensiven aufgaben einer Kommune zählt. und das,
obgleich es sich dabei um recht geringwertige gü-
ter handelt. Kommunen sind insofern gut beraten,
ihre Vergabeprozesse effizient und digital zu gestal-
ten, um so letztlich Kosten zu sparen.  
eine möglichkeit bietet das seit anfang 2015 von
der KoPart eg betriebene system des elektroni-
schen Katalogeinkaufs über eine webbasierte Platt-
form. dahinter stehen von der KoPart eg vergabe-
rechtskonform ausgeschriebene rahmenverträge,
aus denen die städte und gemeinden ihren bedarf
decken können.  

Kataloge für viele Zwecke das elektronische Ka-
talogsystem eignet sich zur beschaffung nahezu aller
gebrauchs- und Verbrauchsgüter für den täglichen
bedarf der Kommunalverwaltung. augenblicklich
sind über ein dutzend Kataloge verfügbar - etwa für
bürobedarf, Papier, tinte und toner, bedarf für Kin-
dertagesstätten, schulen sowie flüchtlingsunter-
künfte und feuerwehr.  
aktuell von besonderem interesse sind die Kataloge
für reinigungs-/Hygieneartikel, sanitätsmaterial
und bedarf der arbeitssicherheit. Von desinfektions-
mitteln bis hin zu atemschutzmasken sind über diese
Kataloge viele Produkte abrufbar, die derzeit stark
angefragt werden. das angebot lässt sich zudem
nach den Wünschen der Kommunen ständig erwei-
tern.  

Bestellung ohne Vergabe mitglieder der KoPart
eg werden über einen geschäftsbesorgungsvertrag
auf das system aufgeschaltet und können so eigen-
ständig und bedarfsgerecht bestellungen tätigen.

Thea Resem ist 
Projektleiterin elek-
tronischer Katalog-
einkauf der KoPart eg 

DIE AUTORINNEN

Claudia Koll-Sarfeld 
ist Vorstandsmitglied
der KoPart eg, sach-
bereichsleitung „Kom-
munale beschaffung“
bei der Kommunal
agentur nrW gmbH 

Im Rahmen der 
Einkaufsgenossen-

schaft können 
Einwegmasken zu

günstigeren Preisen
beschafft werden 
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die kommunalen mitarbeitenden können direkt be-
stellen, ohne sich mit fragen des Vergaberechts wie
etwa dem einholen von Vergleichsangeboten be-
fassen zu müssen. dies hat die KoPart eg mit der
ausschreibung der rahmenverträge bereits erle-
digt. 
diesen Vorteil vermittelt die KoPart eg ihren mit-
gliedern im Wege des sogenannten inhouse-ge-
schäfts: die KoPart eg wird ausschließlich für ihre
mitglieder tätig, die allesamt öffentliche auftragge-
ber wie städte, gemeinden und anstalten öffent-
lichen rechts sind. 

Bessere Einkaufspreise ein weiterer Vorteil des
systems ist, dass sich bestehende genehmigungs-
konzepte 1:1 abbilden lassen. Zudem wird jede be-
stellung innerhalb eines personalisierten Webshops
dokumentiert, sodass die KoPart eg auf der basis der
getätigten bestellungen neue bedarfsgerechte aus-
schreibungen mit einem aktuellen mengengerüst für
die lieferanten durchführen kann. auf diese Weise
werden nicht nur rechtskonformität und hohe trans-
parenz bewahrt. die bündelung des bedarfs mehre-
rer Kommunen führt auch zu besseren einkaufsprei-
sen, die die kommunalen Haushalte schonen. 
gerade in Zeiten von Kontaktbeschränkungen und
teilweise heruntergefahrenen öffentlichen einrich-
tungen kommt es den Kommunen zugute, dezentra-
lisiert oder auch zentral und bedarfsgerecht beschaf-
fen und dabei auf rahmenverträge mit gebündelten

bedarfen zurückgreifen zu können. auch die europäi-
sche Kommission ermuntert die öffentlichen auf-
traggeber der eu-mitgliedstaaten in ihren leitlinien
zur nutzung des rahmens für die Vergabe öffentli-
cher aufträge in der durch die CoVid-19-Krise verur-
sachten notsituation1, sich in beschaffungsfragen
zusammenzuschließen. 

Nutzung von Vergabeerleichterung auch bei der
ausschreibung von rahmenverträgen und generell bei
beschaffungen ergeben sich derzeit erleichterungen,
die die KoPart eg nutzt, um ihr Katalogangebot für Pan-
demie-schutzartikel zu erweitern. so hat das ministe-
rium für Heimat, Kommunales, bau und gleichstellung
des landes nrW (mHKbg) auch für das kommunale
Vergaberecht erhebliche erleichterungen2 eingeführt. 
dadurch können zum beispiel dringend benötigte arti-
kel wie atemschutz- oder einwegmasken deutlich zeit-
sparender und schneller beschafft werden. dies gilt 
gerade dann, wenn aufgrund von allgemeinen liefer-
engpässen ein lieferant feste lieferzusagen machen
und so als einer der wenigen den bedarf der Kommune
befriedigen kann. Von diesen erleichterungen profitie-
ren auch die Kommunen, die auf ein gemeinsames be-
schaffungssystem mit entsprechend kurzfristig einge-
stellten rahmenverträgen zugreifen können. 
durch die konsequente digitalisierung der Prozesse
von der Vergabe bis zum einkauf sowie die mengen-
bündelung mehrerer öffentlicher auftraggeber erge-
ben sich für alle beteiligten auch und gerade in Krisen-
zeiten qualitative, wirtschaftliche und strategische
mehrwerte. ◼

In Zeiten der Corona-Krise sind FFP2-Masken zum Schutz vor
dem Virus besonders gefragt 
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die Bündelung des Bedarfs mehrerer
kommunen führt zu besseren 
einkaufspreisen

Die Mitgliedskommunen
der KoPart können 
Produkte aus verschie-
denen Katalogen 
auswählen 
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Kommunen sollten die Risiken von Cyber-Attacken durch die verstärkte Nutzung
von Home-Office kennen und ihre IT-Sicherheitsmaßnahmen entsprechend
anpassen 

sicheres mobiles arbeiten in der
corona-krise  

die Corona-Krise wird die arbeitswelt verändern:
Wenn physische arbeitsplätze nicht mehr er-
reichbar sind, gilt es, sie durch digitale zu erset-

zen. das, was gestern noch als nicht umsetzbar er-
schien, geht plötzlich, weil es anders nicht mehr läuft:
ganze betriebe arbeiten nur noch von zu Hause aus. 
Hier eröffnet sich allerdings eine bisher im kommu-
nalen bereich noch unterschätzte gefahr, der man
gerade unter den aktuellen bedingungen offensiv be-
gegnen muss: den Cyber-risiken. denn jede Krise
bringt auch subjekte mit sich, die sich an ihr berei-
chern wollen. und das sind Hacker und Cyber-Krimi-
nelle, die in der ausweitung des digitalen arbeitens
ihr kriminelles geschäft wittern.  

Vorteile und Risiko abwägen in Zeiten von mo-
bilem arbeiten und Home-office zum teil mit cloud-
basierten apps und Web-anwendungen, die poten-
ziell von jedem internetcafé zu erreichen sind,
werden einerseits arbeitsprozesse und die damit ver-
bundene Kommunikation erheblich erleichtert. an-
dererseits müssen diese Vorteile immer gegen das 
risiko abgewogen werden, dass gegebenenfalls per-
sonenbezogene daten von mitarbeitenden, Kundin-
nen und Kunden oder unternehmen in fremde Hände
gelangen könnten.  
dazu sind in jüngster Zeit einige prominente beispie-
le durch die Presse gegangen. ein Virus oder trojaner
auf dem heimischen PC, der nun zum mobilen arbei-
ten genutzt wird, kann schon ausreichen, sensible e-
mails abzugreifen. 

Gefahren erkennen Kriminelle nutzen die Krise,
um unerlaubt und unbemerkt informationen zu
sammeln und sich zu bereichern. und zwar auf zwei-
erlei art: einerseits ist im digitalen bereich damit zu
rechnen, dass Kriminelle versuchen, unter dem deck-
mantel „Corona“ den Kommunen schaden zuzufü-
gen. andererseits werden aber auch die zunehmen-
den Zugänge zu firmennetzwerken als lukrativer
angriffspunkt identifiziert, um etwa daten auszu-
spähen, zu veröffentlichen, zu verkaufen oder mit
ransomeware netze lahmzulegen und dadurch er-
pressungsleistungen zu generieren. 
beispiele dazu sehen so aus: eine Webseite fordert
dazu auf, sensible daten wie Passwörter einzugeben,
um über die aktuellsten entwicklungen im Zusam-
menhang mit Corona informiert zu bleiben. Per e-
mail wird man aufgefordert, eine neue software für
die telearbeit zu installieren oder das Passwort auf
einer Webseite einzugeben, um das neue tool für Vi-
deokonferenzen oder Chats zu aktivieren. schließlich
werden auch Popup-fenster dazu genutzt, um vor-
zugaukeln, dass das „sicherheitsteam“ dazu auffor-
dert, die installation und freigabe eines remote-tools
zu akzeptieren. 

Misstrauen und Skepsis angesagt all diesen an-
griffsversuchen sollte man mit erhöhtem misstrauen
begegnen. bei zweifelhaften e-mails sollte immer vor
dem Öffnen oder anklicken von links eine abklärung
mit der eigenen it-abteilung erfolgen. generell ist
skepsis angezeigt, wenn e-mails zu ungewöhnlichen

Wolfgang Schwade
ist Vorstandsvor-
sitzender der 
gVV-Kommunalver-
sicherung 
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Hacker und Cyber-
Kriminelle nutzen

die Corona-Krise für
Datenklau oder 

Erpressungsversuche 
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oder auch scheinbar nicht notwendigen Handlungen
auffordern oder wenn in ihnen auf seiten verwiesen
wird, auf denen ein Passwort oder persönliche daten
eingegeben werden sollen oder aber die e-mails als
besonders dringend oder geheim gekennzeichnet
werden. absenderadresse oder name in solchen e-
mails könnten gefälscht sein. 
Phishing-mails werden weltweit als die größte ge-
fahr für die it-sicherheit angesehen. sie täuschen
empfängerinnen und empfänger, indem absender,
inhalte, logos und layouts vertrauenswürdiger 
firmen und institutionen nachgeahmt werden. ge-
nerelle Vorsicht ist geboten bei unbekannten ab-
sendern oder einer kryptisch anmutenden absen-
der-adresse, einer anonymen, unpersönlichen oder
allgemein gehaltenen anrede, fehlendem impres-
sum oder fragwürdiger und unvollständiger fir-
menangabe. 
auch bei grammatik- und rechtschreibfehlern, feh-
lerhaftem deutsch oder ungewöhnlicher Wortwahl
sowie abgekürzten Weblinks oder anklickbaren bil-
dern im e-mail-text oder in Zip-, Word- oder excel-
dateien im anhang sollte man achtsam sein. bei
Zweifeln am absender sollte man keine scheu vor ei-
ner telefonischen nachfrage haben - dann allerdings
unter anderweitig recherchierten Kontaktdaten. 

Webseiten und E-Mails prüfenZugangsdaten soll-
ten nur auf Webseiten eingegeben werden, bei denen
die adresse oder der erwartete domainname unmit-
telbar vor dem ersten schrägstrich steht, wie etwa bei
https://www.bsi.bund.de. sie sollten dagegen nicht
eingegeben werden bei Webseiten, die mit einem an-
deren domänennamen vor dem ersten schrägstich vor-
sehen sind, wie etwa bei https://webhoster.com/
bsi.bund.de. Hilfreich kann es auch sein, die Web-
adresse händisch einzugeben, wodurch sich zumeist
verhindern lässt, auf einer sogenannten fake-seite zu
landen. generelle skepsis ist angezeigt, wenn dazu auf-
gefordert wird, per e-mail oder Popup auf einen link zu
klicken oder persönliche angaben zu bestätigen. 
bei e-mails von firmen, bekannten und freunden
sollte immer die ganze e-mail-adresse geprüft wer-
den. oftmals werden von tätern gleichlautende mail-
adressen unter Verwendung unterschiedlicher do-
mänen verwendet - etwa bsi@bsi.bund.de statt
bsi@bsi.bund.cn oder bsi@bsi.bund.info. bei beach-
tung dieser Hinweise lassen sich die risiken im mobi-
len arbeiten reduzieren. daher sollten die jeweiligen
mitarbeiterinnen und mitarbeiter eindringlich da-
rauf aufmerksam gemacht werden.  
Wichtig ist darüber hinaus, die gefahren und risiken
der unterschiedlichen Home-office-Varianten zu
kennen und zu verstehen und zwar im Hinblick auf
Hardware, software, anbindung an das unterneh-
men, den gewählten log-in und die jeweils vorhan-
denen privaten arbeitsumgebungen. Hier bedarf es
eines grundlegenden sicherheitskonzeptes. 

Cyberversicherung abschließen unabhängig
von den individuell getroffenen sicherheitsvorkeh-
rungen empfiehlt sich als zusätzliche absicherung
in jedem fall der abschluss einer Cyberversiche-
rung. Zunehmende Cyber-attacken wie datenklau
sowie Viren- oder Hackerangriffe stellen die aktu-
ellste und zugleich bedrohlichste gefahr für kom-
munale unternehmen und öffentliche Verwaltun-
gen dar.  
auch wenn das risikobewusstsein bei Kommunen
und kommunalen unternehmen in den letzten Jah-
ren aufgrund der zunehmenden schadenfälle deut-
lich gestiegen ist, verfügen bisher nur wenige über
einen effektiven Versicherungsschutz. bei dem ab-
schluss einer entsprechenden Versicherung sollte
auf eine sogenannte all-risk-deckung geachtet
werden, um unliebsame Überraschungen im Versi-
cherungsfall zu vermeiden.  

sinnvoll ist auch eine Police, die bei eingetretenen
schäden auf die einrede technischer obliegenheits-
pflichtverletzungen verzichtet und die auch dann
einen deckungsschutz gewährt, wenn sich später
erst herausstellt, dass es sich nicht um einen Cyber-
vorfall gehandelt hat. 

Spezialdienstleister helfen ganz wesentlich ist
die Qualität der assistanceleistungen, die mög-
lichst durch einen vorab benannten spezialdienst-
leister unter einbeziehung einer rechtlichen assis-
tance durch fachanwälte im Krisenfall zur
Verfügung stehen. der entsprechende support oder
anrufe bei der notfall-Hotline sollten nicht auf den
vereinbarten selbstbehalt angerechnet und eine
mögliche betriebsunterbrechung auch abgesichert
werden.  
um die it-angreifbarkeit einer domaine aus sicht
eines Cyber-Kriminellen abzubilden, gibt es am
markt umfangreiche risikoanalysen, in denen die
Cyber-risiken ganzheitlich bewertet und in teilra-
tings zu angriffswiderstandsfähigkeit, ddos-stabi-
lität, mail-Konfiguration, schutz der daten und Pri-
vatsphäre sowie möglichen darknet-gefahren
gerankt werden. Hierdurch erhält man wertvolle in-
formationen, wo die größten sicherheitslücken be-
stehen und wie man ihnen am besten begegnet. 
auf diese Weise gewappnet, kann man sich den
neuen risiken, die sich in Zeiten der Corona-Krise
aus der deutlich gestiegenen Zahl mobiler arbeits-
plätze ergibt, gut gerüstet stellen. ◼

phishing-mails werden weltweit 
als größte gefahr für die it-sicherheit
angesehen
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Die neue Medienbox NRW der Landesanstalt für Medien NRW vermittelt
Grundkenntnisse in der Produktion von Audio- und Videobeiträgen - von der
ersten Idee bis zur Veröffentlichung 

digitale Werkzeugkiste für die
meinungsfreiheit

demokratie lebt von Vielfalt und von der be-
teiligung möglichst vieler bürgerinnen und
bürger mit unterschiedlichen interessen

und meinungen. die medienbox nrW ist ein kos-
tenloses angebot der landesanstalt für medien
nrW für bürgermediale Partizipation. sie leistet 
einen beitrag dazu, die öffentliche debatte über alle
denkbaren themen zu erweitern und zu verstärken.  

Meinung allein reicht nicht meinungsfreiheit
bedeutet, nicht nur eine meinung zu haben, son-
dern sie auch medial äußern zu können. die me-
dienbox nrW stellt ein angebot für alle dar, die von
ihrem recht auf meinungsfreiheit aktiv gebrauch
machen und die digitalen Chancen der teilhabe fair
und selbstbestimmt nutzen möchten.  
damit die eigene meinung etwas bewirken kann,
muss sie wahrgenommen werden: der eigene au-
dio- oder Videobeitrag darf nicht in der menge zahl-
loser Videos oder Podcasts im internet untergehen,
nur weil er nicht gut produziert wurde. Wer für das
eigene thema aufmerksamkeit erhalten möchte,
muss sicherstellen, dass der selbst produzierte bei-
trag auffindbar ist und eine gewisse Qualität auf-
weist. fundierte grundkenntnisse in der Produkti-
on von audio- und Videoformaten helfen dabei,

bereits mit einfachen technischen mitteln anspre-
chende und hochwertige medienbeiträge produzie-
ren zu können.  

Wissen online erwerben die medienbox nrW ist
eine art digitale Werkzeugkiste für die meinungsfrei-
heit. sie vermittelt zeitlich und örtlich unabhängig
grundlegende techniken der medienproduktion und
-publikation. so gelingt es, nicht-professionelle bei-
träge besser wahrnehmbar zu machen. interessierte

Johanna Erkens ist
mitarbeiterin im
bereich „bürger-
medien“ der abtei-
lung „medienorien-
tierung“ der
landesanstalt für
medien nrW 
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nrWision ist die Plattform für alle
menschen in nordrhein-Westfalen,
auf der selbst produzierte Video- und

audiobeiträge von und für bürgerinnen und
bürgern präsentiert werden. dazu unterhält
nrWision eine mediathek. Zusätzlich strahlt
nrWision eingereichte tV-sendungen und fil-
me landesweit im digitalen fernsehen (tV-
lernsender) aus. die mediathek und der tV-
lernsender sind nicht-kommerzielle angebote
und werden von der landesanstalt für medien
nrW gefördert.                                                    ◼
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bürgerinnen und bürger lernen innerhalb von kurzen
Videos und e-learning-einheiten, wie audio- und Vi-
deobeiträge spannend und ansprechend gestaltet
werden können. Vertiefende Webinare ergänzen das
lernangebot inhaltlich.  
die medienbox nrW vermittelt das einmaleins der
Produktion anschaulich anhand von tipps und tricks
und ermöglicht interaktives lernen. die lernangebo-
te fokussieren dabei auf die wesentlichen inhalte und
bieten leicht und verständlich praktische Hilfestel-
lungen für die eigene Produktion. sie
können vom Computer, aber auch
vom tablet oder smartphone aus ge-
nutzt werden.  
mit den fertig produzierten beiträgen
können sich nordrhein-westfälische
bürgerinnen und bürger anschlie-
ßend an der öffentlichen meinungs-
bildung beteiligen - sei es im bürger-
funk, bei nrWision, im Campusradio
oder über soziale medien. 

Keine Vorkenntnisse nötig die
medienbox nrW bietet auch und gerade menschen
ohne Vorkenntnisse Hilfe und unterstützung an - nie-

Die sogenannte Drittel-
Regel hilft, Protagonisten
oder Objekte innerhalb 
eines Bildes harmonisch 
zu positionieren 

derschwellig und produktionsbe-
gleitend. Ziel ist es, alle bürgerin-
nen und bürger in nordrhein-
Westfalen zur medialen teilhabe
an gesellschaftlicher meinungsbil-
dung zu ermutigen und zu befähi-
gen. das motto ist: Jede und jeder

kann medienmachen lernen! und: Jede meinung
zählt! ◼
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IBAN DE57 3702 0500 0000 3000 00  
Stichwort: Corona 
www.unicef.de

Kinder weltweit brauchen  
unsere Unterstützung.  
Bitte spenden Sie!

GEMEINSAM 
GEGEN  
COVID-19
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Praxis der Kommunal-Verwaltung
Landesausgabe Nordrhein-Westfalen, Ratgeber für die tägliche Arbeit
aller Kommunalpolitiker und der Bediensteten in Gemeinden, Städ-
ten und Landkreisen, Loseblattsammlung inkl. 3 Online-Zugänge /
auch auf DVD-ROM erhältlich, herausgegeben von Jörg Bülow, Dr. Jür-
gen Dieter, Dr. Franz Dirnberger, Werner Haßenkamp, Prof. Dr. Hans-
Günter Henneke, Dr. Klaus Klang, Prof. Dr. Hubert Meyer, Prof. Dr. Utz
Schliesky, Prof. Dr. Gunnar Schwarting, Prof. Dr. Wolf-Uwe Sponer, Prof.
Dr. Christian O. Steger, Hubert Stubenrauch, Johannes Winkel und Uwe
Zimmermann. KOMMUNAL- UND SCHUL-VERLAG, Wiesbaden, Tel.:
0611-88086-10, Fax 0611-88086-77, www.kommunalpraxis.de, E-
Mail: info@kommunalpraxis.de

die vorliegende (nicht einzeln erhältliche) lieferung enthält:

575. nachlieferung | märz 2020 | 84,90 euro

C 17a nW - Personalvertretungsrecht in nordrhein-Westfalen - Von
rechtsanwalt dr. andreas gronimus: der beitrag wurde wieder auf
den aktuellen stand gebracht.

K 4a - umweltverträglichkeitsprüfung (uVP) - Von dr. Wolfgang
sinner, Vors. richter am bayerischen Verwaltungsgericht münchen,
Prof. dr. ulrich m. gassner, mag. rer. publ., m. Jur. (oxon.), Professor
für Öffentliches recht mit schwerpunkt europäisches und natio-
nales umweltrecht an der universität augsburg (bis dezember
2014), dr. Joachim Hartlik, inhaber des büros für umweltprüfungen
und Qualitätsmanagement, lehrte, sowie dr. Juliane albrecht, wis-
senschaftliche mitarbeiterin am leibniz-lnstitut für ökologische
raumentwicklung in dresden: ln i. (recht der umweltverträglich-
keitsprüfung für Projekte), 1. teil, wurden erl. 7 (das "gesetz zur
modernisierung des rechts der umweltverträglichkeitsprüfung"-
uVP-modg) sowie in ii. (recht der umweltverträglichkeitsprüfung
für Pläne und Programme - strategische umweltprüfung), 1. teil,
die erl. 2.4 (die strategische umweltprüfung im uVPg) neu aufge-
nommen. im anhang sind die abgedruckten gesetze so bezeichnet,
dass sie für die anwender leichter zu finden sind und im Übrigen
auf den aktuellen stand gebracht. mit dieser lieferung erhalten sie
die anhänge 1.10 bis 4.

576. nachlieferung | april 2020 | 84,90 euro

e 4a nW - Kommunalabgabengesetz für das land nordrhein-West-
falen (Kag nrW) - Von Claus Hamacher, m. Jur., beigeordneter für
finanzen beim städte- und gemeindebund nordrhein-Westfalen,
edgar lenz, Verwaltungsfachwirt, betriebswirtschaftlicher fach-
wirt, Komm. dipl., stabsstelle rechtsberatung der stadt monheim
am rhein, dr. jur. matthias menzel, Hauptreferent beim städte- und
gemeindebund nordrhein-Westfalen, dr. jur. Peter Queitsch,
Hauptreferent für umweltrecht beim städte- und gemeindebund
nordrhein-Westfalen und geschäftsführer der Kommunal agentur
nrW gmbH, dr. iur. Jörg rohde, richter am oberverwaltungsgericht
für das land nordrhein-Westfalen, michael rudersdorf, ass. jur.,
dipl. Verwaltungswirt (fH), städt. rechtsrat der stadt leverkusen,
dr. jur. m. a. otmar schneider, richter am oberverwaltungsgericht
für das land nordrhein-Westfalen, frank stein, ass. jur., beigeord-
neter der stadt leverkusen, roland thomas, bürgermeister der stadt

bad salzuflen, richard elmenhorst, fachanwalt für Verwaltungs-
recht bochum, dr. iur. mike Wienbracke, ll. m. (edinburgh), Professor
für Öffentliches recht am fachbereich Wirtschaftsrecht der Westfä-
lischen Hochschule, recklinghausen: diese lieferung beinhaltet die
Überarbeitungen zu den Kommentierungen der §§ 2 (rechtsgrund-
lage für Kommunalabgaben), 6 (benutzungsgebühren), 10 (Kosten-
ersatz für Haus- und grundstücksanschlüsse) und 11 (Kurbeiträge
und fremdenverkehrsbeiträge) Kag nrW.

K 6c - gesetz zur Verbesserung der gesundheitsbezogenen Ver-
braucherinformation (Verbraucherinformationsgesetz - Vig) -
Von evelyn schutz, rechtsanwältin in dresden: der beitrag wurde
aktualisiert, insbesondere wurde neue rechtsprechung berück-
sichtigt.

l 15 - Kommunale Pressearbeit - Von dr. dr. gerd treffer, ehem. Pres-
sesprecher der stadt ingolstadt: mit dieser Überarbeitung wurden
neue Kapitel eingefügt; es handelt sich um das Kap. 8.12 (digitali-
sierung vs. Personalität) und um Kap. 41.1 (gegen Hass und Häme
in den netzwerken: Zum netzdurchsetzungsgesetz).

577. nachlieferung i april/mai 2020 i 84,90 euro

l 12 nW- straßen- und Wegegesetz des landes nordrhein-Westfalen
(strWg nrW) - Von regierungsdirektor Joachim majcherek, landes-
betrieb straßenbau nordrhein-Westfalen: die ergänzungslieferung
berücksichtigt die Änderungen im straßen- und Wegegesetz nord-
rhein-Westfalen zum carsharing gesetz (stationsgebundenes cars-
haring), die regelungen zum uVPg und die regelung, dass die an-
fechtungsklage gegen den Planfeststellungsbeschluss keine
aufschiebende Wirkung hat; ebenso werden die anpassungen be-
züglich des Wegfalls der linienbestimmung für radschnellwege er-
läutert. ferner sind die Änderungen im uVPg nrW, des bundes-
rechts und des umrg sowie auch der aktuelle Winderlass eingefügt
worden. die Änderungen zum telekommunikationsgesetz mit den
umsetzungen, hier insbesondere die nutzungsrichtlinien 2019 und
alle aktuellen umsetzungen und Weiterentwicklungen im bereich
5g, wurden berücksichtigt. ebenso sind die Änderungen der Plan-
feststellungsrichtlinien eingefügt. die aktuelle rechtsprechung
wurde umfangreich berücksichtigt, insbesondere in den bereichen
Wasserrecht mit den aussagen zum Änderungsbereich nach Wrrl,
und fälle, in denen die rechtsprechung ihre bisherige entschei-
dungspraxis geändert hat. die zweite lieferung umfasst die aktua-
lisierungen von§ 18 bis einschließlich§ 49 strWg nrW; weitere Än-
derungen erfolgen in einer abschließenden dritten lieferung.

az. 13.0.1.002/001

Beihilfenrecht Nordrhein-Westfalen
Unterstützungsgrundsätze, Vorschussrichtlinien - Kommentar von
Karl-Heinz Mohr, Ministerialrat a. D., und Horst Sabolewski, Regie-
rungsdirektor im Finanzministerium des Landes NRW, 123. Ergän-
zungslieferung, Januar 2020, 384 Seiten, 97,90 Euro, Lose-
blattausgabe: Grundwerk 4.744 Seiten, in drei Ordnern, 149,- Euro
bei Fortsetzungsbezug, zzgl. Ergänzungslieferungen (349,- Euro bei
Einzelbezug). Digitalausgabe: Lizenz für 1 Nutzer 469,- Euro, 2 Nutzer
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869,- Euro, 3 Nutzer 1.264,50 Euro (jeweils im Jahresabonnement, inkl.
Updates), weitere Preise auf Anfrage. ISBN 978-3-7922-0153-4 (Print),
ISBN 978-3-7922-0204-3 (Digital),Verlag W. Reckinger, Siegburg 

die beihilfenverordnung nrW ist mit der Zehnten Verordnung zur
Änderung der beihilfenverordnung vom 12. dezember 2019 mit Wir-
kung zum 1. Januar 2020 geändert worden. im textteil (teil a) des
Kommentars werden die neuen bestimmungen abgedruckt und
gleichzeitig auch im Kommentarteil in den geltenden Verordnungs-
text eingearbeitet. die anpassung der Kommentierung erfolgt suk-
zessive. daneben wird im band iii des loseblattwerks die aktuali-
sierung des teilbereichs H 3b (fallpauschalenvereinbarung 2020)
fortgesetzt.

14.5.1-001

Vertragsbuch Privates Baurecht
Von Roquette/Schweiger, C.H. BECK, 3. Auflage, 2020, LX, 1488 Seiten,
Hardcover (in Leinen) 219,00 Euro; ISBN 978-3-406-70868-8

mit seiner Konzeption umfassend kommentierter Vertragsformu-
lare mit zusammenfassenden Praxishinweisen hebt sich das Werk
von der übrigen baurechtlichen literatur ab. inhaltlich wird der ge-
samte bereich des bau- und architektenrechts abgedeckt.
dabei berücksichtigt das Werk neben etablierten standardverträgen
vor allem moderne Vertragsformen und internationale regelwerke.

Kommentiert sind:
architektenvertrag, generalplanervertrag, Projektsteuerungsver-
trag, standard-Vob-Vertrag, generalunternehmervertrag, general-

Im Online-Portal Integration des Städte- und Gemeindebundes
NRW unter www.kommunen.nrw/integration tauschen sich die
360 Mitgliedskommunen des Verbandes über ihre Integrations-
und Flüchtlingsarbeit aus. Die Plattform dient als Informations-
börse wie auch als Diskussionsforum.

Digitale Alternativen für „Integration durch Sport“ 
das bundesamt für migration und flüchtlinge hat gute bei-
spiele zusammengetragen, die aufzeigen, wie sportangebote
für geflüchtete trotz der einschränkungen durch Corona digital
aufbereitet werden können.  bundesweit stellen demnach Ver-
eine und Verbände teils mehrsprachige sportvideos ins netz,
bieten trainingseinheiten via Video-Chat an oder motivieren
ihre mitglieder in grußbotschaften. der beitrag mit zahlreichen
Praxisbeispielen ist unter www.bamf.de im bereich infothek zu
finden.  

Integrationskurse als Online-Angebot 
die vhs moers-Kamp-lintfort erprobt wegen der Corona-Pande-
mie neue Wege bei den integrationskursen. um zu vermeiden,
dass die sprachkenntnisse in der Zwangspause vergessen oder
verdrängt werden, machte sich die langjährige dozentin sabrina
staats eigenständig auf die suche nach alternativen und war
damit die erste dozentin, die ihre Kurse online weiterführen
konnte. „die ‚vhs.cloud‘ und das lernportal der vhs sind die tech-
nischen grundlagen“, sagt sie. aufgaben zum ausfüllen, Hören
und nachsprechen sind ebenso dabei wie schreibübungen. bei
Videokonferenzen können die schülerinnen und schüler mit
Hilfe direkter rückmeldungen der dozentin ihre aussprache ver-
bessern. Weitere informationen gibt es unter www.vhs-
moers.de . 

Arbeitshilfe für die Jugendarbeit mit Geflüchteten 
die servicestelle des instituts für sozialpädagogische forschung
mainz hat mit förderung der stiftung ravensburger Verlag eine
arbeitshilfe für fachkräfte erstellt, die mit jungen geflüchteten

arbeiten. die broschüre schlägt eine brücke zwischen forschung
und Praxis und gibt Hinweise für eine flucht- und migrations-
sensible Jugendarbeit in städten und gemeinden. die broschüre
fasst zudem praxisrelevante anhaltspunkte für die Weiterent-
wicklung der Jugendarbeit zusammen. im Portal integration
kann sie ebenso wie unter www.stiftung-ravensburger.de in der
rubrik unsere Projekte / Praxistransfer geflüchtete kostenfrei
als Pdf heruntergeladen werden. 

Abschlussbroschüre Einwanderung gestalten 
NRW in Rheine
die stadt Rheine hat mit elf weiteren Kommunen aus nord-
rhein-Westfalen am modellprojekt „einwanderung gestalten
nrW“ teilgenommen. unter anderem wurde deutlich, wie groß
die Zahl der angebote, beratungsstellen und möglichkeiten für
zugewanderte menschen in rheine ist. diese angebotsvielfalt
wurde im rahmen des modellprojektes rechtskreisübergreifend
aufeinander abgestimmt, um so für die Zugewanderten den
bestmöglichen nutzen bei der integration in das gesellschaftli-
che leben zu erreichen. die aufschlussreichen ergebnisse fasst
nun eine broschüre zusammen, die im Portal integration oder
auf der Homepage der stadt unter www.rheine.de herunterge-
laden werden kann. 

Module für die pädagogische Arbeit gegen 
Islamfeindlichkeit 
Welche Konzepte können in der Präventionsarbeit gegen islam-
feindlichkeit bei Jugendlichen wirksam sein? auf basis einer 
studie der universität duisburg-essen hat das studienteam Hand-
lungsempfehlungen zur stärkung der pädagogischen arbeit 
entwickelt. der „Präventionszirkel gegen antimuslimischen ras-
sismus und islamfeindlichkeit“ ist als konzeptionelles angebot für
die arbeit mit Jugendlichen und jungen erwachsenen gedacht. Zu
den autorinnen zählt unter anderem die islam-Wissenschaftlerin
lamya Kaddor. das Papier lässt sich unter www.islam-feindlich-
keit.de oder im Portal integration kostenfrei als Pdf herunterla-
den. 

aktuelles aus dem online-portal integration des stgB nrW
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übernehmervertrag, subunternehmervertrag, Vertrag mit garan-
tiertem maximalpreis, anlagenbauvertrag, sicherheiten, schieds-
und mediationsklauseln, Vereinbarungen zu schiedsgutachten, ad-
judikation, arge-Verträge
fidiC-standardbedingungen, internationaler Konsortialvertrag,
PPP-Projektvertrag, die zusätzliche bereitstellung der Vertrags-
muster als download erleichtert die tägliche arbeit der Vertrags-
gestaltung.

Zur neuauflage

durch das gesetz zur reform des bauvertragsrechts und zur Ände-
rung der kaufrechtlichen mängelhaftung wurde das bauvertrags-
recht umfassend überarbeitet. Hierdurch soll für mehr Verbrau-
cherschutz gesorgt werden.

die regeln sind als neuer abschnitt das bgb integriert worden. in
ihnen wird erstmalig der bauvertrag gesetzlich definiert; zur Ver-
besserung des Verbraucherschutzes wurde der Verbraucherbau-
vertrag eingeführt.

Kernpunkte der neuregelung sind:

•   einführung eines anordnungsrechts des bestellers einschließlich
regelungen zur Preisanpassung bei mehr- oder minderleistun-
gen

•   Änderung und ergänzung der regelungen zur abnahme
•   normierung der Kündigung aus wichtigem grund
•   einführung einer baubeschreibungspflicht des unternehmers

(beim Verbraucherbauvertrag)
•   verbindliche Vereinbarung über die bauzeit (beim Verbraucher-

bauvertrag)
•   zweiwöchiges Widerrufsrecht für den besteller (beim Verbrau-

cherbauvertrag)

ferner sind spezielle regelungen für den architekten- und inge-
nieurvertrag eingeführt. im Zuge dessen sollen architekten und
ingenieure haftungsmäßig entlastet werden.
des Weiteren sind in der dritten auflage die Vertragsmuster an
die neuen fidiC-regeln angepasst. das neue fidiC red book (Pla-
nungsleistungen durch den auftraggeber) ist erheblich ausge-
weitet worden, was durch zusätzliche Vertragsmuster berück-
sichtigt wird.

az.: 20.6-004

Datenschutz-Grundverordnung 
(DS-GVO) / Bundesdatenschutzgesetz
(BDSG)
Kommentar, begründet von Rechtsanwalt Dr. Hans-Jürgen Schaffland
und Dipl.-Kfm. Noeme Wiltfang; bearbeitet von Rechtsanwalt Dr.
Hans-Jürgen Schaffland, Rechtsanwältin Gabriele Holthaus und
Rechtsanwältin Dr. Astrid Schaffland, Stand 2020, Loseblattwerk,
3.532 Seiten in 2 Ordnern; im Abonnement: Grundwerk 122,– Euro
inkl. USt und zzgl. Versand für Fortsetzungsbezieher für mindestens
ein Jahr, ISBN 978-3-503-17404-1; im Einzelbezug: Grundwerk 212,–

Euro inkl. USt. und zzgl. Versand, ISBN 978-3-503-17414-0; ERICH
SCHMIDT VERLAG

die entwicklung des datenschutzrechts ist dynamisch wie die sie
prägenden technologien. laufend aktualisiert, hält sie die Kom-
mentierung konsequent auf neuestem stand. eu-, bundes- und
landesdatenschutzrecht systematisch integriert, bietet ihnen das
Werk eine vollständige Kommentierung der ds-gVo und des bdsg
(neu) für alle typischen Konstellationen in der Praxis sowie ein-
schlägige regelungstexte der landesdatenschutzgesetze sowie
vom bdsg tangierter gesetze.
neben einer leicht verständlichen synopse zu bisherigem und neu-
em recht finden sie auch Wertungen zu auswirkungen der ds-
gVo auf die rechtslage - unter beachtung des bdsg (neu). inner-
halb der dsgVo-erläuterungen werden neues recht und die
bisherige rechtslage übersichtlich gespiegelt.

ergänzungslieferung 2/2020 isbn 978-3-503-19321-9

Corona-Nothilfe weltweit
Jetzt spenden!
Das Coronavirus verändert alles. In Deutschland und auf der ganzen 
Welt. Die Menschen in den ärmsten Ländern tri� t es besonders 
hart. Aktion Deutschland Hilft leistet Nothilfe. Mit Hygienekits, 
Medikamenten und sauberem Trinkwasser. Helfen Sie uns, 
Leben zu retten. Jetzt mit Ihrer Spende! 

Spendenkonto: DE62 3702 0500 0000 1020 30 
Online spenden unter: www.Aktion-Deutschland-Hilft.de
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diese lieferung enthält ein weiteres update zur ds-gVo und eine
fortschreibung des stichwortverzeichnisses. 
durch die orientierungshilfe der datenschutzkonferenz (dsK) vom
29.03.2019 wird für anbieter von telemedien klargestellt, dass die
ds-gVo anwendung findet und die Zulässigkeit des setzens von
Cookies nach art. 6 ds-gVo zu beurteilen ist. 
der europäische datenschutzausschuss (edsa) hat in seinen gui-
delines 02/2019 klargestellt, dass eine vertragliche Vereinbarung
tracking nicht zulässig macht. Vielmehr muss sich eine Zuiässigkeit
aus dem Vertragszweck ergeben (art. 6 abs. 1 buchst. b). 
Zur meldepflicht von datenpannen nach art. 33 wird klargestellt,
dass die selbstbelastungsfreiheit und das Verwendungsverbot zu
beachten sind.

ergänzungslieferung 3/2020 isbn 978-3-503-19337-0

diese lieferung enthält eine weitere aktualisierung der erläuterun-
gen der ds-gVo und des bdsg. Hervorzuheben sind die ausführun-
gen zum Webtracking (art. 7 rdn. 32d). 
gleiches gilt für das urteil des eugH zur einwilligung im internet
(art. 7 rdn. 35a und 35b). diese entscheidung dürfte besonders re-
levant für Zentralen von Verbundgruppen und deren anschluss-
häuser sein. 
Von besonderem interesse dürfte für den Praktiker die darstellung
des praktisch untergliederten bußgeldkonzepts der aufsichtsbe-
hörden sein nach umsatzabhängigen größenklassen und darin ge-
bildeten untergruppen sowie eines berechnungsmodells. nach die-
sem Konzept relativiert sich die gefahr eines (zu hohen) bußgeldes
sehr (art. 83, rn. 14 und 15). 
im bdsg ist auf die umfassenden ergänzungen des§ 26 (beschäf-
tigtendatenschutz) hinzuweisen. Zudem ist das bundesmeldege-
setz in seiner durch das 2. dsanpg erhaltenen neuen fassung ab-
gedruckt.

ergänzungslieferung 4/2020 isbn 978-3-503-19376-9

die lieferung enthält ein weiteres update der Kommentierung der
ds-gVo. das fachschrifttum ist bis einschließlich Januar 2020 aus-
gewertet worden. 
der europäische gerichtshof (eugH) hat entschieden, dass eine
einwilligung, mit der internetnutzer das speichern und auslesen
von informationen (z. b. Cookies) auf ihren geräten erlauben sollen,
nur dann wirksam ist, wenn der nutzer aktiv die einwilligung er-
klärt. dagegen liegt keine wirksame einwilligung vor, wenn felder
schon vorab angekreuzt sind oder die einwilligung einfach wegen
"Weitersurfens" unterstellt wird (urteil vom 1. oktober 2019 (az. C-
673/17-Planet49 gmbH). Hierzu hat der lfdi baden-Württemberg
seine Hilfestellung veröffentlicht "Zum einsatz von Cookies und
Cookie-bannern - was gilt es bei einwilligungen zu tun?". diese ist
in art. 13 anhang 2 abgedruckt.
Zu dem datenschutzrechtlichen sonderfall Whatsapp wird u. a. in
art. 6 rdn. 179b stellung genommen mit der praktischen empfeh-
lung, bis auf Weiteres in Kauf zu nehmen, dass auch Kontaktdaten
weitergegeben werden von Personen, die bewusst auf eine What-
sapp-nutzung verzichten .
außerdem enthält die lieferung eine aktualisierung der landes-
datenschutzgesetze baden-Württemberg, bayern, brandenburg,
Hessen und sachsen um jüngst in Kraft getretene Änderungen

und ergänzungen. an dieser stelle wird auf den Vorteil eines lo-
seblattwerks hingewiesen. dieses ist zwar kostenaufwändiger,
dafür aber aktuell, wohingegen gebundene Werke erst mit einer
(häufig) nach einigen Jahren erscheinenden neuauflage aktuali-
siert werden.

az: 17.1.1

Gesetzessammlung für die kommunale
Vollstreckungspraxis
Herausgegeben vom Fachverband der Kommunalkassenverwalter
e. V. - Schriftleitung: Hans-Jürgen Glotzbach. 31. Ergänzungsliefe-
rung, Stand Januar 2020, 338 Seiten, 86,90 Euro. Loseblattausgabe:
Grundwerk 3.044 Seiten, in zwei Ordnern, 99 Euro bei Fortset-
zungsbezug, zzgl. Ergänzungslieferungen (259 Euro bei Einzelbe-
zug). Digitalausgabe: Lizenz für 1 – 3 Nutzer im Jahresabonnement
169 Euro (inkl. Updates), weitere Preise (Kombination Print+Digi-
tal, Mehrfachlizenzen) auf Anfrage. ISBN 978-3-7922-0139-8 (Lo-
seblatt), ISBN 978-3-7922-0094-0 (Digital), Verlag W. Reckinger,
Siegburg

mit der 31. ergänzungslieferung (stand Januar 2020) werden im be-
reich des bundesrechts insbesondere das grundsteuergesetz, das
gewerbesteuergesetz, die Verwaltungsgerichtsordnung, die Zivil-
prozessordnung, das sozialgesetzbuch Xii sowie die sozialversiche-
rungsentgeltverordnung auf den aktuellen rechtsstand gebracht.
auf landesebene werden neben einigen Kommunalabgabengeset-
zen u. a. das bayerische Kostengesetz, die bayerische Verordnung zur
regelung von Versteigerungen im internet, die Verordnung zur aus-
führung des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes nordrhein-Westfa-
len, die datenübertragungsregeln für die datenübermittlung aus
dem und zu dem Zentralen Vollstreckungsgericht des landes nord-
rhein-Westfalen sowie das Verwaltungsvollstreckungsgesetz für den
freistaat sachsen aktualisiert. außerdem werden das niedersächsi-
sche Verwaltungsvollstreckungsgesetz und das sächsische Verwal-
tungskostengesetz neu gefasst.

az.: 41.11.1

Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen
Kommentar, begründet von Dr. Kurt Kottenberg und Dr. Erich Rehn;
fortgeführt von Ulrich Cronauge, Dr. Hanspeter Knirsch und Hans-
Gerd von Lennep; aktuell bearbeitet von Rechtsanwalt Dr. Hans-
peter Knirsch, Beigeordneter a. D. und Stadtdirektor a. D., Thomas
Paal, Stadtdirektor der Stadt Münster, und Anne Wellmann, Haupt-
referentin beim Städte- und Gemeindebund Nordrhein-Westfalen.
50. Ergänzungslieferung, Stand Januar 2020, 484 Seiten, 118,90 €.
Loseblattausgabe: Grundwerk 2.468 Seiten, in zwei Ordnern, 109,-
EUR bei Fortsetzungsbezug (299,- EUR bei Einzelbezug). Digitalaus-
gabe: Einzellizenz im Jahresabonnement 189,- € (inkl. Updates), wei-
tere Preise (Kombination Print+Digital, Mehrfachlizenzen) auf
Anfrage. ISBN 978-3-7922-0112-1 (Print) ISBN 978-3-7922-0164-0
(Digital) Verlag W. Reckinger, Siegburg
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die 50. ergänzungslieferung (stand Januar 2020) umfasst eine reihe
von wichtigen aktualisierungen. mit der Änderung des Justizgesetzes
ende 2018 führte das land nrW als eines der letzten bundesländer
die abstrakte normenkontrolle ein. dies war anlass für die abschlie-
ßende aktualisierung der Kommentierung des § 7. mit der umfassen-
den bearbeitung des § 24 konnte auch die grundlegende Überarbei-
tung der Kommentierungen der §§ 24 bis 27 abgeschlossen werden. 
Zudem wird neue rechtsprechung, literatur und Verwaltungspra-
xis in die Kommentierung eingearbeitet, so z. b. rechtsprechung zu
mitschriften von fraktionen und zu audioaufzeichnungen in rats-
sitzungen, zu dringlichkeitsentscheidungen und zur Verfassungs-
widrigkeit der abschaffung der stichwahl. 
die Kommentierung zur anstalt des öffentlichen rechts nach §
114a go wird umfassend überarbeitet und in der Übersichtlichkeit
verbessert. die empfehlungen des mHKbg zur umsetzung des 2.
nKf-Weiterentwicklungsgesetzes und der kommunalen Haus-
haltsverordnung werden eingearbeitet. dazu gehören auch die
anwendung des neuen instruments des globalen minderauf-
wands in der Haushaltsplanung sowie der umgang mit Zielen und
Kennzahlen nach streichung des § 12 gemHVo. erste Praxiserfah-
rungen mit den neuregelungen des 2. nKf-Weiterentwicklungs-
gesetzes und der kommunalen Haushaltsverordnung werden be-
rücksichtigt. 
die muster zur go und zur KomHVo werden auf den neuesten
stand gebracht.

az.: 13.0.2

NKF an Emscher und Lippe
Sammelband, herausgegeben vom Kreis Recklinghausen und dem
Studieninstitut für kommunale Verwaltung Emscher-Lippe, 1. Auflage
2020, 190 Seiten, 29,90 Euro zzgl. 4,50 Euro Versand und Verpackung,
ISBN 978-3-8918149-6-5, RDN Verlag (Kontakt: b.ridderskamp@rdn-
online.de)

die zweite Weiterentwicklung des neuen Kommunalen finanzma-
nagements (nKf) in nordrhein-Westfalen und die möglichkeiten
zur stabilisierung der finanzen in der emscher-lippe-region - das
waren die inhalte der fachtagung finanzen, die unter großer lan-
desweiter beachtung am 10. oktober 2019 in Herten stattgefunden
hat. der vorliegende band umfasst die referate der tagung und er-
weitert diese um einschlägige themenbeiträge renommierter ex-
pertinnen und experten aus Wissenschaft und Praxis. diese sich
ergänzenden darstellungen und analysen mögen all denjenigen,
die regelmäßig mit belangen des öffentlichen Haushalts- und rech-
nungswesens befasst sind, sowohl anwendungsorientierte Hilfe-
stellungen für die alltägliche arbeit als auch impulse für die wei-
terführende fachliche und finanzpolitische debatte geben.
der sammelband “nKf an emscher und lippe" ist unter fachlicher
leitung und Koordination von dr. andre Jethon entstanden, der
dem nKf seit dessen einführung in Verwaltungspraxis, forschung
und lehre eng verbunden ist. Jethon ist fachbereichsleiter für fi-
nanzen, beteiligungen und immobilienangelegenheiten beim Kreis
recklinghausen und promovierter sozialwissenschaftler.

az.: 41.11.1
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Mehr Zeit für europaaktive 
Kommunen und Zivilgesellschaft
der europaminister des landes nordrhein-Westfalen, dr. stephan
Holthoff-Pförtner, hat ende 2019 die auszeichnungen „europaak-
tive Kommune“ und „europaaktive Zivilgesellschaft“ für das Jahr
2020 ausgeschrieben. um den Kommunen, kommunalen Verbän-
den und zivilgesellschaftlichen akteuren in nrW in der aktuellen
Corona-Krise mehr Zeit zur bewerbung zu ermöglichen, wurde

die bewerbungsfrist bis zum 26. Juni 2020 ver-
längert. mit den auszeichnungen ehrt und un-
terstützt die landesregierung vorbildliches
kommunales und zivilgesellschaftliches enga-
gement für europa. ausgezeichnet werden in-
novative und beispielgebende europäische ak-
tivitäten, die in nrW die Vielfalt und die
Chancen europas vermitteln. infos gibt es unter
www.mbei.nrw/europaaktivekommunezivilge-
sellschaft. 

Start des Deutsch-
Französischen Bürgerfonds 
der deutsch-französische bürgerfonds ist ge-
startet. er richtet sich vor allem an Vereine, bür-
gerinitiativen und Kommunalpartnerschaften.

gefördert werden Projekte, die den austausch zwischen bürgerin-
nen und bürgern beider länder anregen, erneuern oder vertiefen.
aufgrund der aktuellen Corona-Pandemie liegt der fokus vorerst
auf online-begegnungen. sobald die ausgangssperren aufgehoben
sind und normalität zurückgekehrt ist, soll der bürgerfonds die
menschen dann auch physisch wieder zusammenbringen. der
deutsch-französische bürgerfonds verfügt über ein gesamtbudget
von 2,4 millionen euro und wird zunächst durch das deutsch-
französische Jugendwerk verwaltet. mehr infos gibt es unter 
www.buergerfonds.eu . 

Austauschplattform zu COVID-19 für
Regionen und Kommunen 
der europäische ausschuss der regionen (adr) hat einen aktions-
plan zur unterstützung von Kommunen und regionen bei der be-
kämpfung von CoVid-19 aufgestellt. der fünf-Punkte-Plan sieht un-
ter anderem eine austauschplattform für lokale und regionale
entscheidungsträgerinnen und -träger vor. dort sollen gute beispie-
le zum umgang mit der Pandemie ausgetauscht und die gegensei-
tige unterstützung zwischen lokalen gemeinschaften in europa ver-
bessert werden. der adr ruft daher dazu auf, erfahrungen, ideen,
Vorschläge und Videos mit bezug zu CoVid 19 an die e-mail-adresse
covid19@cor.europa.eu zu senden. die austauschplattform ist unter
https://cor.europa.eu/de/engage/Pages/CoVid19-exchangeplat-
form.aspx erreichbar. 

Comic „Keine Chance für Corona“ in
mehreren Sprachen
die Welthungerhilfe und die gemeinnützige organisation „WasH
united“ haben unter dem titel „Keine Chance für Corona“ ein Co-

mic veröffentlicht. er informiert Kinder und Jugendliche im alter
von zehn bis 14 Jahren über das Coronavirus. sie sollen verstehen,
warum ihr gewohntes leben gerade eingeschränkt wird und 
was sie selbst tun können, um sich sowie ihre familie und freun-
de vor dem Virus zu schützen. der Comic kann in deutsch, 
englisch, spanisch und französisch heruntergeladen werden.
Weitere sprachversionen sollen in Kürze folgen. der Comic lässt
sich somit gut im rahmen von Kommunalpartnerschaften 
oder kommunalen Projekten der entwicklungszusammen-
arbeit teilen. die Comics gibt es auf der seite
www.welthungerhilfe.de/corona-spenden/coronavirus-comic/ . 

Milliarden-Umsatz für 
Produkte mit geografischer Angabe  
aachener Printen, bornheimer spargel oder Westfälischer Pumper-
nickel: insgesamt 19 Produkte aus nordrhein-Westfalen sind durch
eu-recht besonders vor missbrauch und nachahmung geschützt.
dafür sorgen die siegel „geschützte ursprungsbezeichnung“, „ge-
schützte geografische angabe“ und „geschützte angabe“ sowie „ga-
rantiert traditionelle spezialität“ für landestypisch besondere agrar-
erzeugnisse, lebensmittel und spirituosen. eu-weit sind 3.222
Produkte durch diese siegel geschützt. Wie die europäische Kom-
mission nun mitteilte, erzielten die Produkte mit geografischen an-
gaben im Jahr 2017 einen umsatz von 75 milliarden euro. das seien
sieben Prozent des gesamtumsatzes des europäischen lebensmit-
tel- und getränkesektors. 

Verlängerung der Einreichfrist für 
Europäischen Bürgerpreis 
das europäische Parlament hat die einreichfrist für den europäischen
bürgerpreis verlängert. bürgerinnen und bürger sowie Vereinigungen
und organisationen können sich bis 30. Juni 2020 mit Projekten be-
werben, die das gegenseitige Verständnis und die integration inner-
halb europas fördern oder die grenzüberschreitende oder transnatio-
nale Zusammenarbeit erleichtern. auch Projekte, die ein langfristiges
engagement bei der grenzüberschreitenden oder transnationalen
kulturellen Zusammenarbeit bedingen oder die den Werten der eu-
grundrechtecharta ausdruck verleihen, sind willkommen. Zu-
dem lädt das Parlament Projekte zur teilnahme ein, die sich mit der 
bewältigung der Coronakrise befassen. infos gibt es unter 
www.europarl.europa.eu/at-your-service/de/be-heard/prizes . 

Wettbewerb „Europäische 
Innovationshauptstadt 2020“  
auch 2020 prämiert die europäische Kommission wieder eine „eu-
ropäische innovationshauptstadt“. am Wettbewerb teilnehmen
können städte mit mehr als 100.000 einwohnerinnen und einwoh-
nern, die in besonderer und vorbildhafter Weise die rahmenbedin-
gungen für innovationen vor ort pflegen, dabei die bürgerschaft
einbinden und einen beitrag zu nachhaltigeren städten leisten. der
sogenannte iCapital-award ist mit einer million euro für die ge-
winnerstadt sowie jeweils 100.000 euro für fünf weitere finalisten
dotiert. bewerbungen sind bis 23. Juni 2020 möglich. infos gibt es
unter https://ec.europa.eu/info/research-and-innovation/fun-
ding/funding-opportunities/prizes/icapital_en . ◼

EUROPA-
NEWS

zusammengestellt von 
Barbara Baltsch, 

Europa-Journalistin, 
E-Mail: barbara.baltsch

@kommunen.nrw
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Schließung von 
Einzelhandelsgeschäften
Die anlässlich der Corona-Pandemie verordnete weitreichende Be-
triebsuntersagung für Verkaufsstellen des Einzelhandels in Nordrhein-
Westfalen hat das Oberverwaltungsgericht Nordrhein-Westfalen durch
Beschluss im Eilverfahren bestätigt.

oVg nrW, beschluss vom 06.04.2020
- az.: 13 b 398/20.ne -

die vom minister für arbeit, gesundheit und soziales des landes nord-
rhein-Westfalen erlassene Coronaschutzverordnung untersagte den
betrieb von Verkaufsstellen des einzelhandels, soweit sie nicht aus-
drücklich privilegiert sind. Privilegiert und damit weiterhin erlaubt wa-
ren im Wesentlichen nur noch solche einzelhandelsbetriebe, die der
Versorgung der bevölkerung mit artikeln des grundbedarfs dienen.
Hiergegen wandte sich eine gmbH aus dortmund, die in ihrem laden-
geschäft Haushaltswaren und geschenkartikel vor allem im tiefpreis-
segment vertreibt.
das oberverwaltungsgericht hat den antrag der antragstellerin auf
erlass einer einstweiligen anordnung abgelehnt. Zur begründung
hat es im Wesentlichen ausgeführt, die angegriffene regelung sei
voraussichtlich rechtmäßig. sie habe im infektionsschutzgesetz des
bundes eine hinreichende gesetzliche grundlage. die grundsätzliche
betriebsuntersagung belaste die betroffenen unternehmen auch
nicht unangemessen. nach der risikoeinschätzung des robert Koch-
instituts drohe angesichts des hochdynamischen, exponentiell ver-
laufenden infektionsgeschehens mit teils schweren
Krankheitsfällen in absehbarer Zeit ohne wirksame ge-
genmaßnahmen eine gravierende Überlastung des ge-
sundheitswesens. Vor diesem Hintergrund sei die annah-
me des antragsgegners nicht zu beanstanden, dass eine
weitgehende reduzierung persönlicher menschlicher
Kontakte erforderlich sei, um die ausbreitung des im We-
ge einer tröpfcheninfektion besonders leicht von mensch
zu mensch übertragbaren neuartigen Coronavirus zu ver-
langsamen. das schließe die Vermeidung nicht zur de-
ckung des grundbedarfs notwendiger Kundenkontakte
ein. die durch die betriebsuntersagung in erster linie be-
troffene berufsfreiheit trete gegenüber dem schutz von
leben und gesundheit zurück. der mit der Coronaschutz-
verordnung bezweckte erhalt der leistungsfähigkeit des
gesundheitswesens und insbesondere der Krankenhäu-
ser zur behandlung schwer- und schwersterkrankter menschen stelle
ein überragendes gemeinwohlinteresse dar. bei der abwägung der
gegenläufigen Positionen sei zudem zu berücksichtigen, dass die ein-
griffsintensität für die betroffenen betriebe durch eine ausnahme-
regelung für den Versandhandel und die weiterhin bestehende mög-
lichkeit zur auslieferung oder abholung der Waren abgemildert
werde. darüber hinaus stellten sowohl das land nrW als auch der
bund liquiditätshilfen zur Verfügung. die Verordnung trete – so sei-
nerzeit das oVg – überdies bereits am 19. april 2020 wieder außer
Kraft. ungeachtet dessen bestehe für den Verordnungsgeber eine
fortwährende beobachtungs- und Überprüfungspflicht der getroffe-
nen maßnahmen.
in weiteren eilverfahren hat das oVg außerdem entschieden, dass
die anlässlich der Corona-Pandemie verordnete grundsätzliche Ver-

kaufsflächenbeschränkung von ladengeschäften auf 800 qm voll-
ziehbar bleibt (beschluss vom 29.04.2020, az. 13 b 512/20.ne) und die
coronabedingte schließung von gastronomiebetrieben nicht zu be-
anstanden sei (beschluss 06.05.2020, az. 13 b 583/20.ne).

Maskenpflicht im öffentlichen Raum
Das Oberverwaltungsgericht hat in einem Prozesskostenhilfeverfah-
ren entschieden, dass die Verpflichtung, im öffentlichen Raum unter
bestimmten Voraussetzungen eine einfache Mund-Nase-Bedeckung
zu tragen, aller Voraussicht nach rechtmäßig ist.

oVg nrW, beschluss vom 30.04.2020
- az.: 13 b 539/20.ne -

die vom minister für arbeit, gesundheit und soziales des landes nord-
rhein-Westfalen erlassene Coronaschutzverordnung sieht vor, dass seit
dem 27. april in bestimmten sozialen situationen, etwa beim einkau-
fen, in arztpraxen oder während des benutzens öffentlicher Verkehrs-
mittel, eine textile mund-nase-bedeckung getragen werden muss, die
beispielsweise auch aus einer sogenannten alltagsmaske, einem schal
oder einem tuch bestehen kann.
Zur begründung hat das oberverwaltungsgericht im Wesentlichen
ausgeführt, es sei nicht zu beanstanden, dass der Verordnungsgeber
einer aktuellen empfehlung des robert Koch-instituts gefolgt sei.
danach sei beim derzeitigem erkenntnisstand davon auszugehen,
dass auch gegebenenfalls privat hergestellte textile mund-nase-be-

deckungen eine filterwirkung auf tröpfchen und aeroso-
le entfalten könnten, die zu einer reduzierung der aus-
scheidung von atemwegsviren über die ausatemluft
führen könne. Hierdurch erscheine es möglich, dass ihr
tragen einen beitrag zur weiteren Verlangsamung der
ausbreitung des von mensch zu mensch übertragbaren
Coronavirus leiste. dass es unter der Vielzahl wissen-
schaftlicher meinungen auch andere stimmen geben mö-
ge, die die Wirksamkeit einer einfachen mund-nase-be-
deckung gänzlich verneinen, stehe dem nicht entgegen.
der Verordnungsgeber verletze seinen einschätzungs-
spielraum grundsätzlich nicht dadurch, dass er bei meh-
reren vertretbaren auffassungen einer den Vorzug gebe,
solange er dabei nicht feststehende, hiermit nicht verein-
bare tatsachen ignoriere. es sei auch unbedenklich, wenn
der Verordnungsgeber, zumal vor dem Hintergrund der

lockerungen im bereich des einzelhandels, die zwangsläufig zu ei-
nem mehr an persönlichen Kontakten führten, davon ausgehe, dass
unbemerkte Übertragungen allein durch kontaktbeschränkende
maßnahmen nicht hinreichend zu vermeiden seien, sondern es flan-
kierend zusätzlich des tragens einer mund-nase-bedeckung bedürfe.
schließlich erschienen die damit verbundenen einschränkungen an-
gesichts des schutzzwecks hinnehmbar. die trageverpflichtung sei
räumlich und zeitlich begrenzt. geeignete bedeckungen seien übli-
cherweise in jedem Haushalt vorhanden oder hätten jedenfalls seit
der ankündigung zum erlass der regelung selbst hergestellt oder im
örtlichen Handel kostengünstig erworben werden können. Zudem
gebe es ausnahmebestimmungen für Kinder bis zum schuleintritt
und für Personen, die aus medizinischen gründen keine mund-na-
se-bedeckung tragen könnten.

GERICHT
IN KÜRZE

zusammengestellt 
von Referent 

Carl Georg Müller, 
StGB NRW
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Themenschwerpunkt Juli-August 2020: 
Dritte Orte
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STÄDTE- UND GEMEINDERAT
Verbot der Anreise auswärtiger 
Zweitwohnungsbesitzer 
Das OVG Schleswig-Holstein hat das vom Kreis Nordfriesland zur Ein-
dämmung des Corona-Virus verfügte Verbot der Anreise zur Nutzung
von Zweitwohnungen in zweiter Instanz bestätigt und sich zugleich
zu den diesbezüglichen Ausnahmeregelungen geäußert. Es hat unter-
strichen, dass vorerst jede Art vermeidbarer Anreisen zu unterbleiben
haben.

oVg schleswig-Holstein, beschlüsse vom 02.04.2020
- az.: 3 mb 8/20 und 3 mb 11/20 -

im Verfahren 3 mb 8/20 führt das oVg nach summa-
rischer Prüfung aus, dass das anreiseverbot aus der 
allgemeinverfügung des Kreises rechtmäßig ist. nach
dem infektionsschutzgesetz des bundes sei der Kreis

gehalten, der Verbreitung des Virus entgegenzuwirken
und die jeweils erforderlichen maßnahmen zu treffen.
beanstandungsfrei berufe er sich vorliegend darauf,

dass das Virus vermutlich gerade durch auswärtige 
Personen verbreitet werde, die erst im skiurlaub gewesen

seien und danach in ihre ferienwohnung reisten. auf diese Weise 
kämen Personen miteinander in Kontakt, die sonst keinen Kontakt
hätten. allein im Kreis nordfriesland gebe es mehrere tausend feri-
enwohnungen.
das oVg hat deshalb keinen Zweifel, dass die untersagte anreise ein
verhältnismäßiges mittel darstellt, um die ausbreitung des Corona-
Virus einzudämmen und die medizinischen Versorgungskapazitäten
im Kreisgebiet vor Überlastung zu schützen. das interesse der an-
tragsteller an einer uneingeschränkten nutzung ihrer nebenwoh-
nung müsse hinter diesem überragenden öffentlichen interesse zu-
rückstehen, zumal es sich um eine nur vorübergehende maßnahme
handele und bei schwerwiegenden gründen ausnahmen möglich
seien. schließlich sei der der Verfügung zugrunde liegende § 28 des
infektionsschutzgesetzes zum 28.03.2020 geändert worden und er-
mächtige nunmehr auch zu eingriffen in das grundrecht auf freizü-
gigkeit.
im Verfahren 3 mb 11/20 begehrten die antragsteller darüber hinaus
die gerichtliche feststellung, dass für die von ihnen geplante anreise
zu ihrer nebenwohnung im Kreisgebiet ein ausnahmetatbestand ge-
geben sei. es sei kein aufenthalt zu touristischen Zwecken geplant,
vielmehr solle von dort aus im „Homeoffice" gearbeitet werden. eine
ausnahmemöglichkeit vermochten weder das Verwaltungsgericht
noch das oVg dafür anzuerkennen. die allgemeinverfügung des
Kreises bestimme unter bezugnahme auf die „sars-CoV-2-bekämp-
fungsverordnung“ der landesregierung ausdrücklich, dass nicht nur
reisen aus touristischem anlass, sondern auch zu freizeitzwecken,
zu fortbildungszwecken oder zur inanspruchnahme von vermeidba-
ren maßnahmen untersagt seien. ◼
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Datenschutz und Datensicherheit
Sensibilisieren, organisieren, weiterbilden

Kommunal Agentur NRW GmbH

Cecilienallee 59
40474 Düsseldorf
Telefon  0211 / 430 77 - 0
info@KommunalAgentur.NRW
www.KommunalAgentur.NRW

Machen Sie Ihre Beschäftigten fit im Datenschutz 
und der IT-Sicherheit mit Ko-Learning DATA  
und Ko-Learning BITS (hier die beiden Logos oder  
Ko-Learning Logo) und führen Sie mit uns ein  
passgenaues Datenschutzmanagement in Ihrer  
Kommune ein.
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